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VERORDNUNG (EU) 2021/...
DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom ...

zur Einrichtung des Europiischen Sozialfonds Plus (ESF+)
und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf Artikel 46
Buchstabe d, Artikel 149, Artikel 153 Absatz 2 Buchstabe a, Artikel 164, Artikel 175 Absatz 3 und
Artikel 349,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses!,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemiB dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren?,

! ABI. C 429 vom 11.12.2020, S. 245.
2 ABI. C 86 vom 7.3.2019, S. 84.
3 Standpunkt des Européischen Parlaments vom 16. Januar 2019 (noch nicht im Amtsblatt

verdffentlicht) und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 27. Mai 2021 (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht). Standpunkt des Europdischen Parlaments vom ... (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

Am 17. November 2017 proklamierten das Europidische Parlament, der Rat und die
Kommission gemeinsam die europdische Sdule sozialer Rechte (im Folgenden ,,Sdule®) als
Reaktion auf die sozialen Herausforderungen in Europa. Die 20 zentralen Grundsétze der
Séule gliedern sich in drei Kategorien: Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang, faire
Arbeitsbedingungen sowie Sozialschutz und soziale Inklusion. Die Manahmen im
Rahmen des Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+) sollten sich an den 20 Grundsétzen der
Séule orientieren. Um zur Umsetzung der Sdule beizutragen, sollte der ESF+ Investitionen
in Menschen und Systeme in den Politikbereichen Beschiftigung, Bildung und soziale
Inklusion unterstiitzen und so zum wirtschaftlichen, territorialen und sozialen
Zusammenhalt gemél Artikel 174 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen

Union (AEUV) beitragen.

Auf Unionsebene bildet das Europidische Semester fiir die wirtschaftspolitische
Koordinierung (im Folgenden "Europdisches Semester") den Rahmen fiir die Ermittlung
der nationalen Reformpriorititen und die Uberwachung von deren Umsetzung. Die
Mitgliedstaaten entwickeln ihre eigenen nationalen mehrjdhrigen Investitionsstrategien, um
diese Reformprioritdten zu fordern. Diese Strategien sollten parallel zu den jdhrlichen
nationalen Reformprogrammen vorgelegt werden, um die vorrangigen Investitionsprojekte,
die mit Unionsmitteln oder nationalen Mitteln gefordert werden sollen, zu beschreiben und

zu koordinieren.
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Zudem sollten sie auch dazu beitragen, die Unionsmittel kohdrent einzusetzen und den
Mehrwert der finanziellen Unterstlitzung, die insbesondere iiber die Programme
bereitgestellt wird, die von der Union gegebenenfalls iiber den Europédischen Fonds fiir
regionale Entwicklung (EFRE) und den Kohésionsfonds, deren spezifische Ziele und
Gegenstand der Unterstiitzung in der Verordnung (EU) 2021/... des Europiischen
Parlaments und des Rates'* festgelegt sind, den ESF+, den mit der Verordnung

(EU) 2021/... des Europédischen Parlaments und des Rates?** eingerichteten Européischen
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds (EMFAF), den mit der Verordnung (EU)
1305/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates?® eingerichteten Européischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER),die mit der

4+++

Verordnung (EU) 2021/... des Européischen Parlaments und des Rates eingerichtete
Européische Investitionsstabilisierungsfunktion (EISF) und das mit der Verordnung (EU)
2021/523 des Européischen Parlaments und des Rates® eingerichtete Programm

»InvestEU* (im Folgenden "Programm "InvestEU"") unterstiitzt werden, zu maximieren.

++

+++

Verordnung (EU) 2021/... des Européischen Parlaments und des Rates vom ... iiber den
Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung und den Kohéasionsfonds (ABI. ...).

ABI.: Bitte die Nummer der in Dokument ST 6168/21 (2018/0197(COD)) enthaltenen
Verordnung in den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser
Verordnung in den FuBnotentext einfiligen.

Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... {iber den
Europiischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds und zur Anderung der Verordnung
(EU) 2017/1004 (ABL. ...).

ABI.: Bitte die Nummer der in Dokument ST 6975/21 (2018/0210(COD)) enthaltenen
Verordnung in den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser
Verordnung in den FuBBnotentext einfiigen.

Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17.
Dezember 2013 iiber die Forderung der ldndlichen Entwicklung durch den Européischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER) und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... zur Schaffung
einer Europdischen Investitionsstabilisierungsfunktion (ABI. ...).

ABI.: Bitte die Nummer der in Dokument 2018/0212(COD) enthaltenen Verordnung in den
Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser Verordnung in den
FuBBnotentext einfiigen.

Verordnung (EU) 2021/523 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Mirz 2021
zur Einrichtung des Programms ,,InvestEU* und zur Anderung der Verordnung (EU)
2015/1017 (ABL L 107 vom 26.3.2021, S. 30).
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)

Mit dem Beschluss (EU) 2020/1512 des Rates! wurden iiberarbeitete Leitlinien fiir
beschiftigungspolitische MaBnahmen der Mitgliedstaaten angenommen. Der Wortlaut
dieser Leitlinien wurde an die Grundsitze der Sdule angeglichen; damit sollen die
Wettbewerbsfahigkeit Europas ebenso wie die Rahmenbedingungen fiir Investitionen
verbessert, Arbeitsplitze geschaffen und der soziale Zusammenhalt verbessert werden. Um
eine vollstindige Abstimmung des ESF+ auf die Ziele dieser Leitlinien zu gewihrleisten,
insbesondere in den Bereichen Beschiftigung, allgemeine und berufliche Bildung sowie
Bekdmpfung von sozialer Ausgrenzung, Armut und Diskriminierung, sollte der ESF+ die
Mitgliedstaaten unter Beriicksichtigung der maBgeblichen integrierten Leitlinien und der
einschldgigen gemal Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absitze 2 und 4 AEUV
angenommenen ldnderspezifischen Empfehlungen sowie gegebenenfalls der durch
nationale Strategien untermauerten nationalen Reformprogramme unterstiitzen. Zudem
sollte der ESF+ zu einschlidgigen Aspekten der Umsetzung der zentralen Initiativen und
Tatigkeiten der Union beitragen, insbesondere zu den Mitteilungen der Kommission vom
10. Juni 2016 mit dem Titel ,,Eine neue europdische Agenda fiir Kompetenzen®, vom 30.
September 2020 mit dem Titel ,,Européischer Bildungsraum® und vom 7. Oktober 2020
mit dem Titel "Eine Union der Gleichheit: Strategischer Rahmen der EU zur
Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe der Roma" sowie den Empfehlungen des Rates
vom 15. Februar 2016 zur Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser in den Arbeitsmarkt,
vom 19. Dezember 2016 fiir Weiterbildungspfade, vom 30. Oktober 2020 zum Thema
,Eine Briicke ins Arbeitsleben — Stirkung der Jugendgarantie* und vom 12. Mérz 2021 zur

Gleichstellung, Inklusion und Teilhabe der Roma.

1

Beschluss (EU) 2020/1512 des Rates vom 13. Oktober 2020 zu Leitlinien fiir
beschaftigungspolitische Mallnahmen der Mitgliedstaaten (ABI. L 344 vom 19.10.2020,
S. 22).
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“4)

Am 20. Juni 2017 nahm der Rat Schlussfolgerungen mit dem Titel ,,Eine nachhaltige
Zukunft fiir Europa: Reaktion der EU auf die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung*
an. Darin hob der Rat hervor, wie wichtig es ist, die nachhaltige Entwicklung in ihren drei
Dimensionen (wirtschaftliche, soziale und 6kologische Dimension) auf ausgewogene und
integrative Weise zu verwirklichen. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die
nachhaltige Entwicklung in allen internen und externen Politikbereichen der Union
durchgéngig berticksichtigt wird und dass die Union ehrgeizige politische MaBnahmen
ergreift, um die globalen Herausforderungen anzugehen. Der Rat begriifite die Mitteilung
der Kommission vom 22. November 2016 mit dem Titel ,,Auf dem Weg in eine
nachhaltige Zukunft* als ersten Schritt zur durchgéngigen Beriicksichtigung der Ziele der
Vereinten Nationen (VN) fiir nachhaltige Entwicklung (im Folgenden

,» VN-Nachhaltigkeitsziele®) und zur Heranziehung der nachhaltigen Entwicklung als
wesentlichem Leitgrundsatz fiir alle Politikbereiche der Union — auch mithilfe ihrer
Finanzierungsinstrumente. Der ESF+ sollte zur Verwirklichung der
VN-Nachhaltigkeitsziele beitragen, indem u. a. extreme Formen der Armut beseitigt
werden (VN-Nachhaltigkeitsziel 1), inklusive und hochwertige Bildung gewahrleistet wird
(VN-Nachhaltigkeitsziel 4), die Gleichstellung der Geschlechter geférdert wird
(VN-Nachhaltigkeitsziel 5), ein dauerhaftes, breitenwirksames und nachhaltiges
Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschiftigung und menschenwiirdige Arbeit fiir alle
gefordert werden (VN-Nachhaltigkeitsziel 8) und Ungleichheit verringert wird
(VN-Nachhaltigkeitsziel 10).
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(5) Die jlingsten anhaltenden Entwicklungen haben die strukturellen Herausforderungen
verscharft, die sich aus der Globalisierung der Wirtschaft, den sozialen Ungleichheiten, der
Steuerung der Migrationsstrome und einer erhohten Sicherheitsbedrohung, der
Energiewende, dem technologischen Wandel, dem Bevolkerungsriickgang, der
Arbeitslosigkeit, insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit, sowie einer zunehmenden
Alterung der Erwerbsbevolkerung ergeben, sowie die Herausforderungen, die auf ein
wachsendes Missverhéltnis zwischen Nachfrage nach und Angebot an Kompetenzen und
Arbeitskréften in einigen Branchen und Regionen, insbesondere bei kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU), zuriickzufiihren sind. Der 6kologische und der digitale Wandel und
die Umgestaltung der industriellen Okosysteme in Europa werden wahrscheinlich viele
neue Chancen mit sich bringen, wenn sie mit dem richtigen Angebot an Kompetenzen und
beschiftigungs- und sozialpolitischen Malnahmen einhergehen. Angesichts der sich
verdndernden Gegebenheiten in der Arbeitswelt sollte die Union sich fiir die aktuellen und
kiinftigen Herausforderungen wappnen, indem sie in die relevanten Kompetenzen,
Bildung, Ausbildung und lebenslanges Lernen investiert und auf inklusiveres Wachstum
und eine bessere Beschéftigungs- und Sozialpolitik setzt und dabei zugleich den Aspekten
der wirtschaftlichen und industriellen Nachhaltigkeit und der Arbeitskriaftemobilitét

Rechnung tragt und die Schaffung eines geschlechtergerechten Arbeitsmarkts anstrebt.
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(6)

Mit der Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates!" wird der
Rahmen fiir MaBBnahmen aus dem EFRE, dem ESF+, dem Kohésionsfonds, dem mit der
Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates?** eingerichteten
Fonds fiir einen gerechten Ubergang, dem EMFAF, dem Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds (AMIF), dem Fonds fiir die innere Sicherheit (ISF) und dem Instrument
fiir finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds
fiir integriertes Grenzmanagement vorgegeben; insbesondere werden in der genannten
Verordnung die politischen Ziele und die Vorschriften fiir die Programmplanung,
Uberwachung und Evaluierung sowie fiir die Verwaltung und Kontrolle der Unionsfonds
in geteilter Mittelverwaltung festgelegt. Es ist daher notwendig, die allgemeinen Ziele des
ESF+ im Einzelnen darzulegen und besondere Bestimmungen fiir die Art von Mallnahmen

festzulegen, die fiir eine Finanzierung aus dem ESF+ infrage kommen konnen.

++

Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... mit
gemeinsamen Bestimmungen fiir den Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den
Europiischen Sozialfonds Plus, den Kohédsionsfonds, den Fonds fiir einen gerechten
Ubergang und den Europiischen Meeres-, Fischerei und Aquakulturfonds sowie mit
Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds und fiir den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds,
den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fiir finanzielle Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABI. ... vom ..., S. ...).

ABI.: Bitte die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD)) enthaltenen
Verordnung in den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser
Verordnung in den Fullnotentext einfligen.

Verordnung (EU) 2021/... des Européischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Einrichtung des Fonds fiir einen gerechten Ubergang (ABI. ...).

ABIL.: Bitte die Nummer der in Dokument PE 5/21 (2020/0006(COD)) enthaltenen
Verordnung in den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser
Verordnung in den FuBBnotentext einfiigen.
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(7) Die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Européischen Parlaments und des Rates!
(im Folgenden ,,Haushaltsordnung*) regelt den Vollzug des Gesamthaushalts der Union
(im Folgenden "Unionshaushalt"), einschlielich Bestimmungen zu Finanzhilfen,
Preisgeldern, Auftragsvergabe, indirekter Mittelverwaltung, Finanzierungsinstrumenten,
Haushaltsgarantien, zum finanziellen Beistand und zur Erstattung der Kosten externer
Sachverstiandiger. Die Kofinanzierung von Finanzhilfen kann in Form von Eigenmitteln
der Begiinstigten, von Projekteinnahmen oder von Finanzbeitridgen oder Sachleistungen
Dritter bereitgestellt werden. Um die Kohérenz bei der Umsetzung der
Finanzierungsprogramme der Union zu gewihrleisten, gilt fiir MaBnahmen, die im
Rahmen des ESF+ im Wege der direkten oder indirekten Mittelverwaltung durchgefiihrt

werden, die Haushaltsordnung.

Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)

Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU)

Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur
Authebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABI. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1303/2013;Nr:1303;Year:2013&comp=
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https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1309/2013;Nr:1309;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1316/2013;Nr:1316;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:223/2014;Nr:223;Year:2014&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:283/2014;Nr:283;Year:2014&comp=
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https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:966/2012;Nr:966;Year:2012&comp=
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(8) Die Formen der Unionsfinanzierung und die Arten des Haushaltsvollzugs im Rahmen
dieser Verordnung sollten danach ausgewihlt werden, ob und inwieweit sie sich zur
Verwirklichung der spezifischen Ziele der Mallnahmen eignen und sich mit ihnen
entsprechende Ergebnisse erzielen lassen, wobei insbesondere die Kosten von Kontrollen,
der Verwaltungsaufwand und das zu erwartende Risiko der Nichteinhaltung von
Vorschriften zu beriicksichtigen sind. Bei Finanzhilfen sollte dabei die Nutzung von
Pauschalbetrdgen, Pauschalfinanzierungen und Kosten je Einheit sowie von nicht mit
Kosten verkniipften Finanzierungen gemif3 Artikel 125 Absatz 1 Buchstabe a der
Haushaltsordnung gepriift werden. Mit Blick auf die Durchfithrung von Mafinahmen in
Zusammenhang mit der soziodkonomischen Integration von Drittstaatsangehdrigen und im
Einklang mit Artikel 94 der Verordnung (EU) 2021/...* kann eine Erstattung durch die
Kommission an die Mitgliedstaaten auf Grundlage vereinfachter Kostenoptionen

einschlieBlich Pauschalbetrigen erfolgen.

* ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.

6980/2/21 REV 2 9
DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=INT&code2=&gruppen=Year:2018;Nr:0196;Code:COD&comp=0196%7C2018%7C

)

Um die Finanzierungslandschaft effizienter zu gestalten und zu vereinfachen und
zusitzliche Moglichkeiten fiir Synergien durch integrierte Finanzierungsansitze zu
schaffen, sollten die Malnahmen, die bislang durch den mit der Verordnung (EU) Nr.
223/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates! eingerichteten Europaischen
Hilfsfonds fiir die am stirksten benachteiligten Personen und durch das mit der
Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Européischen Parlaments und des Rates?
eingerichtete Programm der Europdischen Union fiir Beschéftigung und soziale Innovation
gefordert wurden, in den ESF+ eingebunden werden. Der ESF+ sollte zwei Komponenten
umfassen: die Komponente mit geteilter Mittelverwaltung (im Folgenden ,,ESF+-
Komponente mit geteilter Mittelverwaltung®), die in geteilter Mittelverwaltung
durchgefiihrt wird, und die Komponente Beschéftigung und soziale Innovation (im
Folgenden ,,EaSI-Komponente*), die in direkter oder indirekter Mittelverwaltung
durchgefiihrt wird. Dies sollte dazu beitragen, den Aufwand in Zusammenhang mit der
Verwaltung verschiedener Fonds vor allem fiir die Mitgliedstaaten und die Begiinstigten zu
verringern und gleichzeitig einfachere Bestimmungen fiir einfachere Vorhaben, etwa die

Abgabe von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung, beizubehalten.

Verordnung (EU) Nr. 223/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz
2014 zum Européischen Hilfsfonds fiir die am stirksten benachteiligten Personen (ABI.

L 72 vom 12.3.2014, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

11. Dezember 2013 iiber ein Programm der Europdischen Union fiir Beschéftigung und
soziale Innovation (,,EaSI*) und zur Anderung des Beschlusses Nr. 283/2010/EU iiber die
Einrichtung eines europdischen Progress-Mikrofinanzierungsinstruments fiir Beschaftigung
und soziale Eingliederung (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 238).
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(10)

(In

Angesichts des erweiterten Anwendungsbereichs des ESF+ ist es angezeigt, dass die
Zielvorgaben zur Verbesserung der Effektivitit der Arbeitsmérkte, zur Forderung des
gleichberechtigten Zugangs zu hochwertigen Arbeitsplitzen, zur Verbesserung des
gleichberechtigten Zugangs zur allgemeinen und beruflichen Bildung und ihrer Qualitét im
Hinblick auf die Unterstiitzung der Reintegration in die Bildungssysteme, zur Férderung
der sozialen Inklusion, zur Erleichterung des Zugangs zur Gesundheitsversorgung fiir
schutzbediirftige Personen ebenso wie der Beitrag zur Beseitigung der Armut nicht nur in
geteilter Mittelverwaltung im Rahmen der ESF+-Komponente mit geteilter
Mittelverwaltung durchgefiihrt werden, sondern im Falle von auf Unionsebene
erforderlichen Mafinahmen im Rahmen der EaSI-Komponente auch in direkter und

indirekter Mittelverwaltung.

Mit dieser Verordnung wird die Finanzausstattung fiir die gesamte Laufzeit des ESF+
festgelegt, die flir das Europdische Parlament und den Rat im Rahmen des jéhrlichen
Haushaltsverfahrens den vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der Nummer 18 der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europédischen
Parlament, dem Rat der Européischen Union und der Europdischen Kommission iiber die
Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche
Haushaltsfiihrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschlieBlich eines Fahrplans im Hinblick
auf die Einfithrung neuer Eigenmittel!, bildet. Diese Verordnung sollte die
Mittelzuweisung fiir die ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung und die
Mittelzuweisung fiir im Rahmen der EaSI-Komponente durchzufiihrende MaBnahmen

festgelegt werden.

1

ABI. L 433 I vom 22.12.2020, S. 28.
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(12)

(13)

Um die Umsetzung der spezifischen und operativen Ziele der EaSI-Komponente zu
erleichtern, sollten Tétigkeiten im Zusammenhang mit technischer und administrativer
Hilfe wie Vorbereitungs-, Uberwachungs-, Kontroll-, Priifungs- und Evaluierungs-
tatigkeiten aus dem ESF+ unterstiitzt werden, wihrend Kommunikations- und
Verbreitungstitigkeiten zu den im Rahmen der EaSI-Komponente forderfahigen

MafBnahmen gehoren sollten.

Der ESF+ sollte darauf abstellen, die Beschiftigung zu fordern, und zwar durch aktive
MalBnahmen, die eine Eingliederung und Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt
insbesondere von jungen Menschen — vor allen durch die Umsetzung der verstirkten
Jugendgarantie —, von Langzeitarbeitslosen, von auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten
Gruppen und von Nichterwerbstitigen ermdglichen, sowie durch die Férderung
selbststédndiger Erwerbstétigkeit und der Sozialwirtschaft. Der ESF+ sollte darauf
abstellen, die Funktionsweise der Arbeitsmérkte zu verbessern und hierzu die
Modernisierung von Arbeitsmarkteinrichtungen wie der 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen
unterstiitzen, um deren Fahigkeit zu verbessern, verstarkt gezielte Beratung und
Orientierung bei der Arbeitssuche und beim Ubergang in eine Beschiftigung anzubieten,
und um die Mobilitdt der Arbeitskrifte zu erhohen. Der ESF+ sollte die ausgewogene
Erwerbsbeteiligung von Frauen und Méannern durch MaBBnahmen fordern, die u. a. gleiche
Arbeitsbedingungen, eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sowie einen
besseren Zugang zu Kinderbetreuungsmoglichkeiten, einschlie8lich frithkindlicher
Betreuung, Bildung und Erziehung, gewéhrleisten sollen. Des Weiteren sollte der ESF+
darauf abzielen, eine gesunde und angemessene Arbeitsumgebung zu schaffen, um den
Gesundbheitsrisiken infolge sich verdndernder Arbeitsformen und den Bediirfnissen einer

alternden Erwerbsbevolkerung zu begegnen.
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(14)

Der ESF+ sollte Unterstiitzung fiir die Verbesserung von Qualitit, Inklusivitit,
Leistungsfahigkeit und Arbeitsmarktrelevanz der Systeme der allgemeinen und beruflichen
Bildung gewédhren, unter anderem durch die Forderung des digitalen Lernens, die
Validierung des nichtformalen und informellen Lernens und die berufliche Weiterbildung
der Lehrkrifte, um den Erwerb von Schliisselkompetenzen, insbesondere grundlegender
Kompetenzen wie unter anderem Gesundheitskompetenz, Medienkompetenz,
unternehmerische Kompetenz, Sprachkompetenz, digitale Kompetenz und Kompetenzen
im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung, zu erleichtern, die jeder fiir die personliche
Entfaltung und Entwicklung, den Beruf, die soziale Inklusion und eine aktive Biirgerschaft
benotigt. Der ESF+ sollte ein Weiterkommen im Rahmen der allgemeinen und beruflichen
Bildung und den Ubergang ins Erwerbsleben begiinstigen, das lebenslange Lernen und die
Beschiftigungsfihigkeit fordern, um so die uneingeschrinkte Teilhabe aller an der
Gesellschaft zu erleichtern, und zur Wettbewerbsfahigkeit, u. a. durch Verfolgung des
Werdegangs von Absolventen, sowie zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Innovation beitragen, indem nachhaltige Initiativen, die in groBerem Maf3stab umgesetzt
werden konnen, in diesen Bereichen unterstiitzt, die auf verschiedene Zielgruppen, wie

z. B. Menschen mit Behinderungen, abgestimmt sind. Erreichen liee sich eine derartige
Begiinstigung und Unterstlitzung und ein derartiger Beitrag z. B. durch E-Learning,
berufspraktische Ausbildungen, Praktika, duale Ausbildungssysteme und
Lehrlingsausbildungen im Sinne der Empfehlung des Rates vom 15. Mérz 2018 zu einem
Europiischen Rahmen fiir eine hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung,
lebensbegleitende Beratung, Antizipation des Qualifikationsbedarfs in enger
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, Lehrmaterial und Vermittlungsmethoden auf dem
neuesten Stand, Arbeitsmarktprognosen und Verfolgung des Werdegangs von
Absolventen, Schulung von Akteuren im Bildungswesen, Validierung von Lernergebnissen

und Anerkennung von Qualifikationen und Zertifikaten aus der Wirtschaft.
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(15)

Unterstiitzung aus dem ESF+ sollte dafiir genutzt werden, den gleichberechtigten Zugang
fiir alle, vor allem auch fiir benachteiligte Gruppen, zu einer hochwertigen,
segregationsfreien und inklusiven allgemeinen und beruflichen Bildung zu foérdern, von der
frithkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung mit besonderem Augenmerk auf Kinder
aus soziodkonomisch benachteiligten Verhéltnissen, {iber die allgemeine Bildung und die
berufliche Aus- und Weiterbildung, insbesondere die Lehrlingsausbildung, bis hin zur
hoheren Bildung und Erwachsenenbildung; hierfiir sollten auch entsprechende Sport- und
Kulturangebote genutzt werden. Der ESF+ sollte Lernenden mit entsprechendem Bedarf
gezielte Unterstlitzung bieten und Ungleichheiten im Bildungsbereich, u. a. die digitale
Kluft, verringern, frithzeitigen Schulabbruch verhindern, die Durchléssigkeit zwischen den
Bereichen der allgemeinen und beruflichen Bildung férdern, die Verbindungen zu
nichtformalem und informellem Lernen stirken und die Lernmobilitét fiir alle und die
Zugianglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen erleichtern. In diesem Kontext sollten
Synergien mit Erasmus+, eingerichtet durch die Verordnung (EU) 2021/... des
Europédischen Parlaments und des Rates', unterstiitzt werden, insbesondere um die

Teilnahme von benachteiligten Lernenden an der Lernmobilitit zu erleichtern.

Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Einrichtung von Erasmus+, dem Programm der Union fiir allgemeine und berufliche
Bildung, Jugend und Sport, und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 1288/2013
(ABL. ...).

ABIL.: Bitte die Nummer der in Dokument PE 32/21 (2018/0191(COD)) enthaltenen
Verordnung in den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser
Verordnung in den FuBBnotentext einfiigen.

6980/2/21 REV 2 14

DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1288/2013;Nr:1288;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:32/21;Nr:32;Year:21&comp=32%7C2021%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=INT&code2=&gruppen=Year:2018;Nr:0191;Code:COD&comp=0191%7C2018%7C

(16) Der ESF+ sollte flexible Moglichkeiten fiir den Ausbau von Kompetenzen und den Erwerb
neuer und unterschiedlicher Kompetenzen durch alle fordern, insbesondere
unternehmerischer und digitaler Kompetenzen, Kompetenzen fiir Schliisseltechnologien
und Kompetenzen fiir die griine Wirtschaft und fiir industrielle Okosysteme im Einklang
mit der Mitteilung der Kommission vom 10. Mirz 2020 mit dem Titel ,,Eine neue
Industriestrategie fiir Europa®. Im Einklang mit der européischen Agenda fiir
Kompetenzen und der Empfehlung des Rates fiir Weiterbildungspfade! sollte der ESF+
flexible Bildungswege, einschlieBlich kurzer gezielter modularer Schulungen, die gut
zuginglich sind und zu bescheinigten Lernergebnissen fiithren, unterstiitzen, um Menschen
Kompetenzen zu vermitteln, die an die Bediirfnisse des Arbeitsmarkts und der industriellen
Okosysteme angepasst sind sowie dem dkologischen und dem digitalen Wandel, der
Innovation und sozialen und wirtschaftlichen Verdnderungen Rechnung tragen, um
Umschulungen und Weiterqualifizierungen zu erleichtern und die Beschiftigungsfahigkeit,
berufliche Ubergiinge, geografische und brancheniibergreifende Mobilitit zu fordern sowie
insbesondere geringqualifizierte Menschen, Menschen mit Behinderungen und schlecht
qualifizierte Erwachsene zu unterstiitzen. Der ESF+ sollte auch die Bereitstellung von
Hilfen fiir Einzelpersonen im Hinblick auf integrierte Kompetenz, einschlieflich
beschiftigter, selbststindiger und arbeitsloser Personen, durch Instrumente wie

individuelle Lernkonten erleichtern.

Empfehlung des Rates vom 19. Dezember 2016 fiir Weiterbildungspfade: Neue Chancen fiir
Erwachsene (ABI. C 484 vom 24.12.2016, S. 1).
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(17)

Synergien mit ,,Horizont Europa“ — dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation,
das durch die Verordnung (EU) 2021/ ... des Européischen Parlaments und des Rates'* (im
Folgenden "Horizont Europa") eingerichtet wurde, sollten gewédhrleisten, dass der ESF+
durch dieses Programm unterstiitzte innovative Lehrplane durchgéngig berticksichtigen
und ausweiten kann, damit den Menschen die Fahigkeiten und Kompetenzen vermittelt

werden, die fiir die Arbeitspldtze der Zukunft bendtigt werden.

Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Einrichtung von ,,Horizont Europa“, dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation,
sowie iiber dessen Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse und zur
Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (ABL. ...).
Bitte die Nummer der im Dokument ST 7064/20 (2018/0224(COD)) enthaltenen
Verordnung in den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser
Verordnung in den FuBnotentext einfiigen.
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(18)

Der ESF+ sollte die Anstrengungen der Mitgliedstaaten, zur Beseitigung der Armut
beizutragen, unterstiitzen, damit der Kreislauf der Benachteiligung tiber Generationen
hinweg durchbrochen wird, und die soziale Inklusion fordern, indem Chancengleichheit fiir
alle gewihrleistet, Hindernisse abgebaut, Diskriminierungen bekdmpft und Ungleichheiten
im Gesundheitsbereich angegangen werden. Fiir eine derartige Unterstiitzung bedarf es
einer breiten Palette politischer Malnahmen zugunsten der am starksten benachteiligten
Menschen ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Ausrichtung, ihres Alters, ihrer
Religion oder Weltanschauung, ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft, und zwar
insbesondere zugunsten marginalisierter Gemeinschaften wie der Roma, Menschen mit
Behinderungen oder chronischen Krankheiten, Obdachloser, Kinder und dlterer Menschen.
Der ESF+ sollte die aktive Inklusion arbeitsmarktferner Personen fordern, um ihre
soziodkonomische Integration zu gewéhrleisten. Zudem sollte der ESF+ dazu eingesetzt
werden, den frithzeitigen und gleichberechtigten Zugang zu erschwinglichen, nachhaltigen
und hochwertigen Dienstleistungen zu verbessern, die den Zugang zu Wohnraum und
patientenorientierter Pflege, wie Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege, insbesondere
Betreuungs- und Pflegedienstleistungen in der Familie und in der lokalen Gemeinschalft,
erleichtern. Der ESF+ sollte zur Modernisierung der Sozialschutzsysteme beitragen mit
einem besonderen Schwerpunkt auf Kindern und benachteiligten Personen, um
insbesondere die Zuginglichkeit derartiger Systeme zu verbessern — auch fiir Menschen

mit Behinderungen.
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(19)

(20)

Durch den ESF+ sollte zur Beseitigung der Armut beigetragen werden, indem nationale
Programme zur Bekdmpfung von Nahrungsmangel und materieller Deprivation unterstiitzt
werden, und die soziale Integration der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
und der am stérksten benachteiligten Personen sollte gefordert werden. Da angestrebt wird,
auf Unionsebene insgesamt mindestens 4 % der Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter
Mittelverwaltung zur Unterstiitzung der am stérksten benachteiligten Personen vorzusehen,
sollten die Mitgliedstaaten mindestens 3 % ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit
geteilter Mittelverwaltung bereitstellen, um gegen die Formen extremer Armut, die am
starksten zur sozialen Ausgrenzung beitragen, beispielsweise Obdachlosigkeit,
Kinderarmut und Nahrungsmangel, vorzugehen. Die Abgabe von Nahrungsmitteln
und/oder materieller Basisunterstiitzung fiir die am stdrksten benachteiligten Personen
sollte nicht die bestehenden Sozialleistungen ersetzen, die ihnen im Rahmen der nationalen
Sozialsysteme oder geméf nationalem Recht gewéhrt werden. Aufgrund der Art der
Vorhaben und der Endempféanger sind einfachere Bestimmungen fiir die Unterstiitzung
notwendig, die zur Bekdmpfung der materiellen Deprivation der am stirksten

benachteiligten Personen bestimmt ist.

Da weiterhin verstarkte Anstrengungen zur Steuerung der Migrationsstrome in der Union
als Ganzes erforderlich sind, und um eine kohédrente, starke und konsequente
Unterstiitzung flir die Bemiihungen in puncto Solidaritdt und gerechter Lastenteilung
sicherzustellen, sollte der ESF+ — ergidnzend zu den im Rahmen des AMIF, des ELER und
der iibrigen Unionsfonds finanzierten Maflnahmen, die sich positiv auf die Inklusion von
Drittstaatsangehdrigen auswirken konnen, — Unterstiitzung flir die Férderung der
soziodkonomischen Integration von Drittstaatsangehorigen, einschlieSlich Migranten,

gewihren, wozu gegebenenfalls auch Initiativen auf lokaler Ebene gehdren konnen..
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(21) Angesichts der Bedeutung des Zugangs zur Gesundheitsversorgung sollte der ESF+
Synergien und Komplementaritit mit dem Programm EU4Health gewihrleisten, das durch
die Verordnung (EU) 2021/522 des Europdischen Parlaments und des Rates! eingerichtet
wurde, und der Anwendungsbereich des ESF+ sollte den Zugang zur

Gesundheitsversorgung fiir schutzbediirftige Personen einschlieen.

(22) Der ESF+ sollte politische und systemrelevante Reformen in den Bereichen Beschéftigung,
soziale Inklusion, Zugang zur Gesundheitsversorgung fiir schutzbediirftige Personen,
Langzeitpflege sowie allgemeine und berufliche Bildung unterstiitzen und damit zur
Beseitigung der Armut beitragen. Mit Blick auf eine stidrkere Abstimmung auf das
Européische Semester sollten die Mitgliedstaaten einen angemessenen Betrag ihrer Mittel
aus der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Umsetzung der
entsprechenden ldnderspezifischen Empfehlungen zur Bewiltigung struktureller Probleme
bereitstellen, die durch mehrjdhrige, in den Anwendungsbereich des ESF+ fallende
Investitionen angegangen werden sollten, wobei zugleich der Séule, dem sozialen
Scoreboard der Indikatoren, in der nach der Annahme der im Aktionsplan fiir die Sdule
sozialer Rechte festgelegten neuen Ziele iiberarbeiteten Form, und regionalen

Besonderheiten Rechnung zu tragen ist.

1 Verordnung (EU) 2021/522 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Mérz 2021
zur Einrichtung eines Aktionsprogramms der Union im Bereich der Gesundheit
(,,EU4Health-Programm®) fiir den Zeitraum 2021-2027 und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 282/2014 (ABL. L 107 vom 26.3.2021, S. 1).
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Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten fiir Kohdrenz, Koordinierung und
Komplementaritit zwischen der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung und
anderen Fonds, Programmen und Instrumenten der Union — wie dem Fonds fiir einen
gerechten Ubergang, dem EFRE, dem EU4Health-Programm, der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt, eingerichtet durch die Verordnung (EU) 2021/241 des Europédischen
Parlaments und des Rates!, dem Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die
Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer, eingerichtet durch die Verordnung
(EU) 2021/691 des Europaischen Parlaments und des Rates?, dem EMFAF, Erasmus+,
dem AMIF, Horizont Europa, dem EFRE, dem Programm ,,Digitales Europa“, eingerichtet
durch die Verordnung (EU) 2021/ ... des Européischen Parlaments und des Rates**, dem
Programm "InvestEU", dem Programm Kreatives Europa, eingerichtet durch die
Verordnung (EU) 2021/ ... des Europdischen Parlaments und des Rates***, dem
Européischen Solidarititskorps, eingerichtet durch die Verordnung (EU) 2021/... des

Européischen Parlaments und des Rates>***

, und dem Instrument fiir technische
Unterstlitzung, eingerichtet durch die Verordnung (EU) 2021/240 des Européischen

Parlaments und des Rates® — sorgen.

1 Verordnung (EU) 2021/241 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitdt (ABL. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).
2 Verordnung (EU) 2021/691 des Européischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 iiber

den Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener
Arbeitnehmer (EGF) und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 (ABI. L 153 vom
3.5.2021, S. 48).

Verordnung (EU) 2021/... des Europédischen Parlaments und des Rates vom ... zur Aufstellung des
Programms ,,Digitales Europa‘“ und zur Authebung des Beschlusses (EU) 2015/2240 (ABL. ...).

+ Bitte die Nummer der im Dokument PE 13/21 (2018/0227(COD)) enthaltenen Verordnung in den
Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser Verordnung in den Fullnotentext
einfiigen.

Verordnung (EU) 2021/... des Europédischen Parlaments und des Rates vom ... zur Einrichtung des

Programms Kreatives Europa (2021 bis 2027) und zur Aufthebung der Verordnung (EU) 1295/2013

(ABL. ...).

A Bitte die Nummer der im Dokument ST 14146/20 (2018/0190(COD)) enthaltenen Verordnung in

den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser Verordnung in den

FuBnotentext einfiigen.

Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... zur Aufstellung des

Programms fiir das Européische Solidarititskorps und zur Authebung der Verordnungen (EU)

2018/1475 und (EU) Nr. 375/2014 (ABL ...).

A Bitte die Nummer der im Dokument ST 14153/20 (2018/0230(COD)) enthaltenen Verordnung in
den Text sowie Nummer, Datum, Titel und Amtsblattfundstelle dieser Verordnung in den
FuBnotentext einfiigen.

6 Verordnung (EU) 2021/240 des Européischen Parlaments und des Rates vom 10. Februar 2021 zur
Schaffung eines Instruments fiir technische Unterstiitzung (ABIL. L 57 vom 18.2.2021, S. 1).
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(23)

(24)

Insbesondere sollten die Kommission und die Mitgliedstaaten in allen Phasen des
Prozesses fiir eine wirksame Koordinierung sorgen, damit Einheitlichkeit, Kohirenz,
Komplementaritit und Synergie zwischen den Finanzierungsquellen, einschlieBlich der

technischen Hilfe, gewéhrleistet sind.

Durch die Unterstiitzung der in der vorliegenden Verordnung genannten spezifischen
Ziele, unter anderem durch den Beitrag zum politischen Ziel ,,ein sozialeres und
inklusiveres Europa durch die Umsetzung der europdischen Sdule sozialer Rechte®, das in
der Verordnung (EU) 2021/...* genannt wird, tragt der ESF+ weiterhin zu Strategien zur
territorialen und lokalen Entwicklung bei, um die Séule umzusetzen. Mit dem Fonds
werden die in Artikel 28 jener Verordnung genannten Instrumente unterstiitzt, womit auch
zur Verwirklichung des politischen Ziels ,,ein biirgernidheres Europa durch die Forderung
einer nachhaltigen und integrierten Entwicklung aller Arten von Gebieten und lokalen
Initiativen®, das in der Verordnung (EU) 2021/..." genannt wird, beigetragen wird, unter
anderem durch MaBnahmen zur Verringerung der Armut und zur sozialen Inklusion, die
den Besonderheiten der stddtischen, der landlichen und der Kiistenregionen Rechnung
tragen, um so die soziodkonomischen Ungleichheiten in Stidten und Regionen zu

beseitigen.

Um sicherzustellen, dass der sozialen Dimension Europas entsprechend der Saule
angemessen Rechnung getragen und ein Mindestbetrag der Mittel fiir die Bediirftigsten
eingestellt wird, sollten die Mitgliedstaaten mindestens 25 % ihrer Mittel der ESF+-
Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Férderung der sozialen Inklusion

bereitstellen.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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(25)

Um die anhaltend hohe Kinderarmut in der Union zu bekédmpfen und im Einklang mit
Grundsatz 11 der Sdule, wonach Kinder das Recht auf Schutz vor Armut und Kinder aus
benachteiligten Verhiltnissen das Recht auf besondere Maflnahmen zur Férderung der
Chancengleichheit haben, sollten die Mitgliedstaaten einen angemessenen Betrag ihrer
Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Umsetzung der
Kindergarantie fiir Malnahmen zur Bekdmpfung der Kinderarmut im Einklang mit den
spezifischen Zielen des ESF+ bereitstellen, die eine Einplanung von Ressourcen fiir
MafBnahmen zur direkten Unterstiitzung von Kindern im Hinblick auf ihren
gleichberechtigten Zugang zu frithkindlicher Betreuung, Bildung, Gesundheitsversorgung,
angemessenem Wohnraum und angemessener Erndhrung erlauben. Mitgliedstaaten, die
laut Eurostat-Daten im Zeitraum zwischen 2017 und 2019 eine {iber dem
Unionsdurchschnitt liegende durchschnittliche Quote an von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Kindern unter 18 Jahren verzeichneten, sollten mindestens 5 %
ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir diese Mallnahmen
bereitstellen. Vorhaben, die zu dieser Anforderung an die thematische Konzentration
beitragen, sollten auf die Anforderung an die thematische Konzentration fiir die soziale
Inklusion in Hohe von 25 % anrechenbar sein, sofern sie im Rahmen der entsprechenden

spezifischen Ziele bereitgestellt werden.
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Um nach einer schweren Krise einen inklusiven wirtschaftlichen Aufschwung zu
erleichtern und die Jugendbeschiftigung in einer sich wandelnden Arbeitswelt und
angesichts der anhaltend hohen Jugendarbeitslosigkeit und Nichterwerbstétigkeit in einer
Reihe von Mitgliedstaaten und Regionen zu unterstiitzen, ist es notwendig, dass die
Mitgliedstaaten einen angemessenen Betrag ihrer ESF+-Mittel in Mafnahmen zur
Forderung der Jugendbeschiftigung und der Kompetenzen von jungen Menschen, unter
anderem durch die Umsetzung von Programmen im Rahmen der Jugendgarantie,
investieren. Aufbauend auf den durch die Beschiftigungsinitiative flir junge Menschen im
Programmplanungszeitraum 2014 bis 2020 geforderten Maflnahmen gemaf der
Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Européischen Parlaments und des Rates!, die auf
Einzelpersonen ausgerichtet sind, und den daraus gewonnenen Erkenntnissen sollten die
Mitgliedstaaten weiterhin Pfade fiir die Wiedereingliederung in hochwertige Beschéftigung
und Ausbildung fordern sowie in frithzeitige Prdvention und wirksame Einbeziehungs-
malnahmen investieren und hierbei gegebenenfalls vorrangig langzeitarbeitslose,
nichterwerbstétige und benachteiligte junge Menschen, auch im Rahmen der Jugendarbeit,
beriicksichtigen. Die Mitgliedstaaten sollten auch in Maflnahmen investieren, die darauf
ausgerichtet sind, den Ubergang von der Schule ins Berufsleben zu erleichtern, sowie in
angemessene Kapazititen in den Arbeitsverwaltungen, damit junge Menschen eine
malgeschneiderte und ganzheitliche Unterstiitzung sowie zielgerichtetere Angebote
erhalten. Durch die vollstindige Eingliederung der Beschaftigungsinitiative fiir junge
Menschen in den ESF+ wird sich die Durchfiihrung gezielter Malnahmen zur Forderung
der Beschiftigung junger Menschen wirksamer und effizienter gestalten und wird der
Anwendungsbereich auf strukturelle Mafinahmen und Reformen ausgeweitet werden,
wodurch eine bessere Abstimmung zwischen der Unterstilitzung aus Unionsmitteln und der

Umsetzung der verstirkten Jugendgarantie sichergestellt wird.

Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 iiber den Européischen Sozialfonds und zur Authebung der Verordnung
(EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 470).
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27)

Der Ausbau bestehender Kompetenzen sowie der Erwerb neuer und unterschiedlicher
Kompetenzen sollten jungen Menschen dabei helfen, die Chancen wachsender Branchen
zu nutzen, sie auf den Wandel der Arbeitswelt vorbereiten und ihnen gleichzeitig die
Moglichkeit geben, die Chancen zu nutzen, die sich aus dem digitalen und dem
okologischen Wandel und der Umgestaltung der industriellen Okosysteme der Union
ergeben. Daher sollten Mitgliedstaaten, die laut Eurostat-Daten im Zeitraum zwischen
2017 und 2019 eine tiber dem Unionsdurchschnitt liegende durchschnittliche Quote junger
Menschen zwischen 15 und 29 Jahren, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder
eine Ausbildung absolvieren, verzeichneten, mindestens 12,5 % ihrer Mittel der

ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir diese Mafinahmen bereitstellen.

GemiB Artikel 349 AEUV und Artikel 2 des der Beitrittsakte von 1994! beigefiigten
Protokolls Nr. 6 {iber Sonderbestimmungen fiir Ziel Nr. 6 im Rahmen der Strukturfonds fiir
Finnland, Norwegen und Schweden haben die Gebiete in dulerster Randlage und die
nordlichen diinn besiedelten Gebiete Anspruch auf spezifische Malnahmen im Rahmen
gemeinsamer Politiken und der Unionsprogramme. Angesichts der staindigen
Einschriankungen, unter denen sie zu leiden haben — etwa Entvolkerung —, bediirfen diese

Gebiete spezifischer Unterstlitzung.

1

ABI. C 241 vom 29.8.1994, S. 9.
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(28) Eine effiziente und wirksame Durchfiihrung der aus dem ESF+ unterstiitzten Maflnahmen
setzt eine gute Regierungsfithrung und eine Partnerschaft zwischen allen Akteuren auf den
entsprechenden Gebietsebenen und den wirtschaftlichen und sozialen Akteuren,
insbesondere den Sozialpartnern und den Organisationen der Zivilgesellschaft, voraus.
Daher ist es unerlisslich, dass die Mitgliedstaaten einen angemessenen Betrag ihrer Mittel
der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung dafiir bereitstellen, dass eine
sinnvolle Beteiligung der Sozialpartner und der Organisationen der Zivilgesellschaft an der
Umsetzung der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung sichergestellt ist. Diese
Beteiligung sollte die relevante Stellen umfassen, die die Zivilgesellschaft vertreten, wie
Partner des Umweltbereichs, Nichtregierungsorganisationen und Stellen, die fiir die
Forderung der sozialen Inklusion, der Grundrechte, der Rechte von Menschen mit
Behinderungen, der Gleichstellung der Geschlechter und der Nichtdiskriminierung
zustiandig sind. Mitgliedstaaten, fiir die eine ldnderspezifische Empfehlung zum Aufbau
von Kapazitdten der Sozialpartner oder Organisationen der Zivilgesellschaft vorliegt,
sollten aufgrund ihres besonderen Bedarfs in diesem Bereich mindestens 0,25 % der ihrer
Mittel aus der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir diese Zwecke

bereitstellen.
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Die Unterstiitzung sozialer Innovation ist unabdingbar, damit mit politischen Mallnahmen
besser auf den gesellschaftlichen Wandel reagiert werden kann sowie innovative Losungen
angeregt und unterstiitzt werden. Insbesondere die Erprobung und Evaluierung innovativer
Losungen vor ihrer Anwendung in groBerem MaBstab sind wichtig, um die Wirksamkeit
der politischen MaBBnahmen zu verbessern; somit ist die besondere Unterstiitzung durch
den ESF+ gerechtfertigt. Unternehmen der Sozialwirtschaft konnten eine Schliisselrolle bei
der Umsetzung sozialer Innovationen und bei der Starkung der wirtschaftlichen und
sozialen Resilienz spielen. Der Begriff ,,Unternehmen der Sozialwirtschaft* sollte mit der
Begriffsbestimmungen, wie sie im nationalen Recht und in den Schlussfolgerungen des
Rates vom 7. Dezember 2015 zur Forderung der Sozialwirtschaft als treibende Kraft der
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Europa festgelegt sind, im Einklang stehen.
Um das Lernen voneinander und den Austausch von Wissen und Verfahren zu verbessern,
sollten die Mitgliedstaaten aulerdem darin bestdrkt werden, ihre transnationalen
KooperationsmaBBnahmen unter geteilter Mittelverwaltung in den Bereichen Beschéftigung,
allgemeine und berufliche Bildung und soziale Inklusion im Einklang mit den spezifischen

Zielen des ESF+ fortzufiihren.
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(30)

Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten dafiir sorgen, dass der ESF+ zur
Forderung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern geméal Artikel 8 AEUV beitrégt,
damit die Gleichbehandlung und Chancengleichheit von Frauen und Minnern in allen
Bereichen gefordert werden, was auch die Erwerbsbeteiligung, die Beschiftigungs-
bedingungen und die Laufbahnentwicklung einschlief3t. Sie sollten aulerdem dafiir sorgen,
dass der ESF+ die Chancengleichheit fiir alle ohne Diskriminierung im Einklang mit
Artikel 10 AEUV fordert, die gesellschaftliche Inklusion von Menschen mit
Behinderungen auf derselben Basis wie fiir andere unterstiitzt sowie zur Anwendung des
am 13. Dezember 2006 in New York angenommenen Ubereinkommens der VN iiber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen beitragt. Der ESF+ sollte dazu beitragen, die
Zuginglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen zu férdern, um die Integration in den
Bereichen Beschiftigung und allgemeine und berufliche Bildung und damit auch ihre
Inklusion in allen Lebensbereichen zu verbessern. Die Forderung einer derartigen
Zuginglichkeit sollte bei allen Aspekten und in allen Phasen der Ausarbeitung,
Uberwachung, Durchfiihrung und Evaluierung der Programme friihzeitig und konsequent
beriicksichtigt werden, und es sollte gewihrleistet werden, dass gezielte MaBBnahmen zur
Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Chancengleichheit ergriffen
werden. Der ESF+ sollte auch den Ubergang von Heimbetreuung oder institutioneller
Betreuung zur Betreuung in der Familie und in der lokalen Gemeinschaft insbesondere fiir
von Mehrfachdiskriminierung betroffene Menschen fordern. Durch den ESF+ sollten keine
MalBnahmen unterstiitzt werden, die der Segregation oder der sozialen Ausgrenzung
Vorschub leisten. Von bestimmten Ausnahmen abgesehen, fiir die besondere
Bestimmungen fiir die ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung festgelegt werden
miissen, ist in der Verordnung (EU) 2021/..." vorgesehen, dass die Forderfahigkeit von

Ausgaben auf nationaler Ebene geregelt werden.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.

6980/2/21 REV 2 27

DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6674/21;Nr:6674;Year:21&comp=6674%7C2021%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=INT&code2=&gruppen=Year:2018;Nr:0196;Code:COD&comp=0196%7C2018%7C

€2))

(32)

Alle Vorhaben sollten unter Einhaltung der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union (im Folgenden ,,Charta“) ausgewéhlt und durchgefiihrt werden. Die Kommission
sollte alles in ihrer Macht Stehende tun, um sicherzustellen, dass Beschwerden,
einschlieBlich Beschwerden im Zusammenhang mit VerstoBen gegen die Charta, zeitnah
gepriift werden, und sie sollte den Beschwerdefiihrer im Einklang mit der Mitteilung der
Kommission vom 19. Januar 2017 mit dem Titel ,,EU-Recht: Bessere Ergebnisse durch

bessere Anwendung® liber das Ergebnis dieser Priifung unterrichten.

Um den Verwaltungsaufwand bei der Datenerhebung zu reduzieren, sollten die
Berichtspflichten mdglichst einfach gehalten werden. Wenn Daten in Registern oder
vergleichbaren Quellen verfiigbar sind, sollten die Mitgliedstaaten den

Verwaltungsbehdrden gestatten konnen, Daten aus den Registern zu beziehen.
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(34)

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung sollten die
fiir die Verarbeitung Verantwortlichen in den Mitgliedstaaten ihre Aufgaben fiir die
Zwecke dieser Verordnung geméf der Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen
Parlaments und des Rates! wahrnehmen. Die Wiirde und die Achtung der Privatsphire der
Endempfianger von Vorhaben im Rahmen des spezifischen Ziels ,,Bekampfung materieller
Deprivation durch Nahrungsmittelhilfe und/oder materielle Basisunterstiitzung fiir die am
starksten benachteiligten Personen, einschlieBlich Kindern, und Durchfithrung
flankierender Maflnahmen zur Forderung ihrer sozialen Inklusion* sollten gewéhrleistet
sein. Um eine Stigmatisierung zu vermeiden, sollten Personen, die Nahrungsmittel
und/oder materielle Basisunterstiitzung erhalten, nicht verpflichtet sein, sich auszuweisen,
wenn sie die Unterstiitzung erhalten oder wenn sie an Umfragen zu den am stirksten

benachteiligten Personen teilnehmen, die vom ESF+ profitiert haben.

Bei sozialen Erprobungen werden Projekte in kleinem MaRstab getestet, wodurch
Erkenntnisse zur Durchfiihrbarkeit sozialer Innovationen gewonnen werden konnen. Es
sollte moglich sein und gefordert werden, dass mit finanzieller Unterstiitzung durch den
ESF+ oder in Kombination mit sonstigen Quellen Ideen auf lokaler Ebene getestet werden
und die Ideen, die realisierbar sind, gegebenenfalls in einem groBeren Mal3stab
weiterverfolgt oder auf andere Zusammenhénge in verschiedenen Regionen oder

Mitgliedstaaten iibertragen werden.

Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).
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(35)

(36)

Der ESF+ enthilt Bestimmungen, durch die Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf nicht
diskriminierende Weise erreicht werden soll, indem die 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen
der Mitgliedstaaten, die Kommission und die Sozialpartner eng zusammenarbeiten. Das
Europdische Netzwerk der Arbeitsverwaltungen sollte ein besseres Funktionieren der
Arbeitsmérkte fordern, indem es die grenziiberschreitende Mobilitdt der Arbeitskréfte
insbesondere durch grenziibergreifende Partnerschaften erleichtert und fiir mehr
Transparenz bei arbeitsmarktrelevanten Informationen sorgt Die Entwicklung und
Unterstiitzung gezielter Mobilitidtsprogramme sollte in den Anwendungsbereich des ESF+
fallen, mit dem Ziel, freie Stellen dort zu besetzen, wo Defizite auf dem Arbeitsmarkt

festgestellt wurden.

Der mangelnde Zugang zu Finanzierung fiir Kleinstunternehmen, soziale Unternehmen
und Unternehmen der Sozialwirtschaft ist insbesondere fiir die arbeitsmarktfernsten
Personen eines der Haupthindernisse fiir Existenzgriindungen. Die vorliegende
Verordnung sollte im Rahmen der EaSI-Komponente Bestimmungen enthalten, die auf die
Schaffung eines Markt-Okosystems abzielen, um das Angebot an Finanzierung zu erhdhen
und den Zugang dazu fiir soziale Unternehmen zu verbessern und um der Nachfrage
seitens derjenigen nachzukommen, die solche Mittel am dringendsten bendtigen, vor allem
Arbeitslose, Frauen und sozial schwache Personen, die ein Kleinstunternehmen griinden
wollen. Auf dieses Ziel wird auch mit Finanzierungsinstrumenten und Haushaltsgarantien
im Rahmen des Politikbereichs ,,Soziale Investitionen und Kompetenzen* des Fonds
»InvestEU* hingearbeitet. Unternehmen der Sozialwirtschaft sollten — falls eine
entsprechende Begriffsbestimmung nach nationalem Recht vorliegt — unabhéngig von
threm rechtlichen Status als soziales Unternehmen im Sinne der EaSI-Komponente
betrachtet werden, soweit diese Unternehmen der Begriffsbestimmung eines sozialen

Unternehmens gemil dieser Verordnung entsprechen.
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(37

(38)

(39)

Marktteilnehmer, die soziale Investitionen tétigen, einschlieBlich philanthropischer
Akteure, konnten eine wichtige Rolle bei der Verwirklichung mehrerer Ziele des ESF+
spielen, da sie Finanzierungen sowie innovative und komplementére Ansétze zur
Bekdmpfung von sozialer Ausgrenzung und Armut, zur Senkung der Arbeitslosigkeit und
als Beitrag zur Verwirklichung der VN-Nachhaltigkeitsziele anbieten. Daher sollten
philanthropische Akteure, wie Stiftungen und Spender, falls zweckmaBig und sofern sie
keine politische oder gesellschaftliche Agenda verfolgen, die im Widerspruch zu den
Idealen der Union steht, in ESF+-MaBnahmen einbezogen werden, insbesondere in solche
MaBnahmen, die auf die Entwicklung des Markt-Okosystems fiir soziale Investitionen

abstellen.

In Bezug auf die Entwicklung sozialer Infrastrukturen und damit verbundener
Dienstleistungen, insbesondere in den Bereichen Sozialwohnungen, Kinderbetreuung und
Bildung, Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege, einschlieBlich Dienste zur
Unterstiitzung des Ubergangs von der Versorgung in Einrichtungen zu Betreuungs- und
Pflegedienstleistungen in der Familie und in der lokalen Gemeinschaft — auch unter
Beriicksichtigung der Anforderungen an die Zugénglichkeit fiir Menschen mit

Behinderungen — sind im Rahmen der EaSI-Komponente Orientierungshilfen notwendig.

Angesichts der gro3en Bedeutung, die der Bewiltigung des Klimawandels entsprechend
den Zusagen der Union zukommt, das im Rahmen des Rahmeniibereinkommens der VN
{iber Klimainderungen' geschlossene Ubereinkommen von Paris umzusetzen und die
VN-Nachhaltigkeitsziele zu verwirklichen, wird diese Verordnung dazu beitragen, dass
Klimaschutzerwédgungen systematisch einbezogen werden und das Ziel erreicht wird,
insgesamt 30 % der Unionsausgaben fiir die Unterstiitzung der Klimaschutzziele zu
verwenden. Entsprechende Mafinahmen werden wéhrend der Vorbereitung und

Durchfiihrung ermittelt und im Rahmen der Halbzeitevaluierung erneut bewertet.

1

ABI. L 282 vom 19.10.2016, S. 4.
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(40)

(41)

(42)

GemilB dem Beschluss 2013/755/EU des Rates! konnen in liberseeischen Lédndern oder
Gebieten niedergelassene Personen vorbehaltlich der Bestimmungen und Ziele der
EaSI-Komponente und der Regelungen, die fiir den mit den {iberseeischen Landern oder

Gebieten verbundenen Mitgliedstaat gelten, finanziell unterstiitzt werden.

Drittlander, die Mitglieder des Europdischen Wirtschaftsraums sind, konnten im Rahmen
der durch das Abkommen iiber den Européischen Wirtschaftsraum? eingerichteten
Zusammenarbeit an Programmen der Union teilnehmen; gemi3 dem Abkommen tiber den
Europédischen Wirtschaftsraum erfolgt die Durchfithrung der Programme auf der
Grundlage eines Beschlusses, der geméfl dem Abkommen erlassen wurde. Drittlinder
diirfen auch auf der Grundlage anderer Rechtsinstrumente teilnehmen. In die vorliegende
Verordnung sollte eine gesonderte Bestimmung aufgenommen werden, durch die von
Drittlindern verlangt wird, dem zustindigen Anweisungsbefugten, dem Europdischen Amt
fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) und dem Rechnungshof die Rechte und den Zugang zu

gewdhren, die sie zur umfassenden Ausiibung ihrer jeweiligen Befugnisse bendtigen.

Es ist angezeigt, die Indikatoren fiir die Berichterstattung im Rahmen der EaSI-
Komponente festzulegen. Diese Indikatoren sollten ergebnisorientiert, objektiv und leicht
abzurufen sein und in einem angemessenen Verhiltnis zum Anteil der EaSI-Komponente
am gesamten ESF+ stehen. Sie sollten die operativen Ziele und Finanzierungstatigkeiten
im Rahmen der EaSI-Komponente abdecken, ohne dass entsprechende Zielvorgaben

festgelegt werden miissen.

Beschluss 2013/755/EU des Rates vom 25. November 2013 {iber die Assoziierung der
tiberseeischen Lander und Gebiete mit der Europdischen Union (,,Ubersee-
Assoziationsbeschluss®) (ABI. L 344 vom 19.12.2013, S. 1).

ABIL. L 1vom 3.1.1994, S. 3.
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(43)

Gemél der Haushaltsordnung, der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates! und den Verordnungen (EG, Euratom)

Nr. 2988/952, (Euratom, EG) Nr. 2185/96% und (EU) 2017/1939* des Rates sind die
finanziellen Interessen der Union durch verhéltnisméBige MaBBnahmen zu schiitzen,
einschlieBlich Maflnahmen zur Pravention, Aufdeckung, Behebung und Untersuchung von
UnregelméBigkeiten, einschlieBlich Betrug, zur Einziehung entgangener, rechtsgrundlos
gezahlter oder nicht widmungsgemél verwendeter Mittel. Insbesondere ist das OLAF
gemal den Verordnungen (Euratom, EG) Nr. 2185/96 und (EU, Euratom) Nr. 883/2013
befugt, administrative Untersuchungen einschlieBlich Kontrollen und Uberpriifungen vor
Ort durchzufiihren, um festzustellen, ob Betrug, Korruption oder eine sonstige

rechtswidrige Handlung zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt.

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
11. September 2013 iiber die Untersuchungen des Europdischen Amtes fiir
Betrugsbekdmpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des
Rates (ABI. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 iiber den Schutz
der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften (ABI. L 312 vom 23.12.1995,
S. 1).

Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die
Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen
Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen UnregelméBigkeiten
(ABI. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfiihrung einer
Verstiarkten Zusammenarbeit zur Errichtung der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA)
(ABI. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).
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(44)

GemalB der Verordnung (EU) 2017/1939 ist die Européische Staatsanwaltschaft (EUStA)
befugt, gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete Straftaten im Sinne der
Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europdischen Parlaments und des Rates! zu untersuchen
und zu verfolgen. Nach der Haushaltsordnung ist jede Person oder Stelle, die Unionsmittel
erhilt, verpflichtet, uneingeschriankt am Schutz der finanziellen Interessen der Union
mitzuwirken, der Kommission, dem OLAF, dem Rechnungshof und — im Falle der gemil
der Verordnung (EU) 2017/1939 an der Verstirkten Zusammenarbeit teilnehmenden
Mitgliedstaaten — der EUStA die erforderlichen Rechte und den erforderlichen Zugang zu

gewdhren und sicherzustellen, dass alle an der Ausfiihrung von Unionsmitteln beteiligten

Dritten gleichwertige Rechte gewéhren.

Auf diese Verordnung finden die vom Europdischem Parlament und dem Rat geméf
Artikel 322 AEUV erlassenen horizontalen Haushaltvorschriften Anwendung. Diese
Vorschriften sind in der Haushaltsordnung niedergelegt und regeln insbesondere das
Verfahren fiir die Aufstellung und Austfithrung des Haushaltsplans durch Finanzhilfen,
Preisgelder, Auftragsvergabe, indirekte Mittelverwaltung, sowie die Kontrolle der
Verantwortung der Finanzakteure. Die auf der Grundlage des Artikels 322 AEUV
erlassenen Vorschriften enthalten auch eine allgemeine Konditionalitdtsregelung zum

Schutz des Haushalts der Union.

Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017
iiber die strafrechtliche Bekdmpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union
gerichtetem Betrug (ABIL. L 198 vom 28.7.2017, S. 29).
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(45)

(46)

Da die Ziele dieser Verordnung, namlich die Verbesserung der Effektivitit der
Arbeitsmérkte, die Forderung des gleichberechtigten Zugangs zu hochwertigen

Arbeitsplétzen, die Verbesserung des Zugangs zur allgemeinen und beruflichen Bildung

und deren Qualitit, die Forderung der sozialen Inklusion und der Beitrag zur Beseitigung

der Armut, sowie die im Rahmen der EaSI-Komponente verfolgten Ziele von den

Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kdnnen, sondern vielmehr wegen

des Umfangs und der Wirkungen der MaBBnahme auf Unionsebene besser zu verwirklichen

sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags {liber die Europiische

Union verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit geht diese Verordnung nicht iiber

das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf3 hinaus.

Zur Anderung bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften dieser Verordnung sollte der
Kommission die Befugnis tlibertragen werden, geméf Artikel 290 AEUV Rechtsakte
hinsichtlich der Anderung und Erginzung der Anhiinge betreffend die Indikatoren zu
erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer
Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von
Sachverstiandigen, durchfiihrt, die mit den Grundsétzen in Einklang stehen, die in der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung!
niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der
Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europdische Parlament und
der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstdndigen der Mitgliedstaaten,
und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der
Sachverstidndigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten

Rechtsakte befasst sind.

1

ABIL. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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(47) Zur Gewiahrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfiihrung dieser Verordnung
sollten der Kommission Durchfiithrungsbefugnisse iibertragen werden. Die
Durchfiihrungsbefugnisse in Bezug auf das Muster fiir die strukturierte Erhebung bei den
Endempfangern sollten angesichts der Art dieses Musters im Einklang mit dem
Beratungsverfahren gemil3 Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen

Parlaments und des Rates! ausgeiibt werden.

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsétze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(43)

Damit bei auBergewdhnlichen oder ungewdhnlichen Umstdnden im Sinne des Stabilitéts-
und Wachstumspakts, die sich wihrend des Programmplanungszeitraums ergeben konnen,
rasch reagiert werden kann, sollten der Kommission fiir die Dauer von langstens

18 Monaten Durchfiihrungsbefugnisse fiir den Erlass befristeter MaBBnahmen {ibertragen
werden, die den Riickgriff auf Unterstiitzung aus dem ESF+ als Reaktion auf solche
Umsténde erleichtern. Die Kommission sollte die Mafinahmen erlassen, die angesichts der
aullergewohnlichen oder ungewo6hnlichen Umsténde, in denen sich ein Mitgliedstaat
befindet, am besten geeignet sind und gleichzeitig die Ziele des ESF+ wahren; Anderungen
der Anforderungen an die thematische Konzentration sollten hiervon jedoch ausgenommen
sein. Des Weiteren sollten die Durchfiihrungsbefugnisse in Bezug auf die befristeten
MafBnahmen fiir den Riickgriff auf Unterstiitzung aus dem ESF+ als Reaktion auf
aullergewohnliche oder ungewodhnliche Umstinde der Kommission ohne Ausschuss-
verfahren iibertragen werden, da der Anwendungsbereich dieser Mallnahmen durch den
Stabilitdts- und Wachstumspakt geregelt und auf die in der vorliegenden Verordnung
festgelegten MaBBnahmen beschrénkt ist. Die Kommission sollte auch die Umsetzung
iiberwachen und die Eignung der voriibergehenden MaBBnahmen bewerten. Hélt die
Kommission es aufgrund der auBBergewo6hnlichen oder ungewohnlichen Umstidnde fiir
notwendig, die vorliegende Verordnung zu dndern, so sollten die Anforderungen an die
thematische Konzentration im Zusammenhang mit der Beschéftigung junger Menschen
oder der Unterstiitzung der am stdrksten benachteiligten Personen vom Anwendungs-
bereich der Anderung ausgenommen sein, da junge Menschen und die am stiirksten
benachteiligten Personen hdufig am stirksten von solchen Krisensituationen betroffen sind.
Daher muss sichergestellt werden, dass diese Zielgruppen auch weiterhin eine

angemessene Unterstiitzung erhalten.
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(49)

(50)

Bei der Verwaltung des ESF+ sollte die Kommission von einem Ausschuss geméaf

Artikel 163 AEUV (im Folgenden ,,ESF+-Ausschuss®) unterstiitzt werden. Damit der
ESF+-Ausschuss tiber alle erforderlichen Informationen verfligen und ein breites Spektrum
an Standpunkten von maligeblichen Interessentrigern einholen kann, sollte es ihm moglich
sein, Vertreter ohne Stimmrecht einzuladen, sofern die Tagesordnung der Sitzung deren
Teilnahme erfordert, einschlieBlich Vertreter der Europdischen Investitionsbank und des

Européischen Investitionsfonds sowie relevanter Organisationen der Zivilgesellschaft.

Um sicherzustellen, dass den Besonderheiten jeder ESF+-Komponente weiterhin
Rechnung getragen wird, sollte der ESF+-Ausschuss Arbeitsgruppen fiir jede der
ESF+-Komponenten einrichten. Die Zusammensetzung und Aufgaben dieser
Arbeitsgruppen sind vom ESF+-Ausschuss festzulegen. Den Arbeitsgruppen sollte es
moglich sein, Vertreter der Zivilgesellschaft sowie andere Interessentriger zu ihren
Sitzungen einzuladen. Zu den Aufgaben der Arbeitsgruppen kénnen die Gewéhrleistung
der Koordinierung und der Zusammenarbeit zwischen den Behorden der Mitgliedstaaten
und der Kommission bei der Durchfiihrung des ESF+, einschlieflich der Konsultation zum
Arbeitsprogramm der EaSI-Komponente, die Uberwachung der Umsetzung der einzelnen
ESF+-Komponenten, der Austausch von Erfahrungen und bewéhrten Verfahren innerhalb
und zwischen den ESF+-Komponenten und die Férderung potenzieller Synergien mit

anderen Unionsprogrammen gehdren.

6980/2/21 REV 2 38

DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C

D

(52)

(33)

Um fiir mehr Transparenz bei der Durchfiihrung dieser Verordnung zu sorgen, sollte die
Kommission die erforderlichen Verbindungen zu den einschligigen politischen
Ausschiissen herstellen, die im Sozial- und Beschiftigungsbereich tétig sind, wie etwa dem
Beschiftigungsausschuss und dem Ausschuss flir Sozialschutz oder dem Beratenden

Ausschuss fiir Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz.

GemalB Artikel 193 Absatz 2 der Haushaltsordnung kann fiir eine bereits begonnene
MalBnahme eine Finanzhilfe gewdhrt werden, wenn der Antragsteller nachweisen kann,
dass die Mafinahme vor der Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung anlaufen musste.
Die Kosten, die vor dem Zeitpunkt der Finanzhilfeantragstellung entstanden, sind jedoch
nur in hinreichend begriindeten Ausnahmefillen forderfahig. Um jegliche Stérung bei der
Unionsunterstiitzung, die den Unionsinteressen abtriglich sein konnte, zu vermeiden, sollte
es moglich sein, im Finanzierungsbeschluss fiir einen begrenzten Zeitraum zu Beginn des
Mehrjéhrigen Finanzrahmens 2021 bis 2027 — und nur fiir hinreichend begriindete
Ausnahmefille — vorzusehen, dass Tétigkeiten und Kosten ab dem Beginn des
Haushaltsjahrs 2021 forderfahig sind, auch wenn sie vor der Finanzhilfeantragstellung

durchgefiihrt wurden bzw. entstanden sind.

Die Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 sollte daher aufgehoben werden.
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(54) Um die Kontinuitédt der Unterstilitzung in dem betreffenden Politikbereich zu gewihrleisten
und die Umsetzung ab Beginn des Mehrjahrigen Finanzrahmens 2021 bis 2027 zu
ermoglichen, sollte diese Verordnung aus Griinden der Dringlichkeit am Tag nach ihrer
Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten und in Bezug auf

die EaSI-Komponente riickwirkend ab dem 1. Januar 2021 gelten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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TEIL I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

Mit dieser Verordnung wird der Europédische Sozialfonds Plus (ESF+) eingerichtet, der zwei
Komponenten umfasst: die Komponente mit geteilter Mittelverwaltung (im Folgenden
,ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung®) und die Komponente Beschiftigung und

soziale Innovation (im Folgenden ,,EaSI-Komponente*).

In dieser Verordnung werden die Ziele des ESF+, seine Mittelausstattung fiir den Zeitraum 2021 bis
2027, die Arten des Haushaltsvollzugs sowie die Formen der Unionsfinanzierung und die

Finanzierungsbestimmungen festgelegt.
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Artikel 2

Begriffsbestimmungen
(D) Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
1.  ,lebenslanges Lernen* alle Formen des Lernens, d.h. formales, nichtformales und

informelles Lernen, wéihrend des gesamten Lebens, die zu einer Verbesserung oder
einer Aktualisierung von Wissen, Fertigkeiten, Kompetenzen und Einstellungen oder
der Teilnahme an der Gesellschaft im Hinblick auf personliche, staatsbiirgerliche,
kulturelle, soziale oder beschiftigungsbezogene Ziele fithren, einschlieBlich der
Bereitstellung von Beratungsdiensten; es umfasst frithkindliche Betreuung, Bildung
und Erziehung, allgemeine Bildung, berufliche Bildung, Hochschulbildung und
Erwachsenenbildung, Jugendarbeit sowie Lernumgebungen au3erhalb der formalen
allgemeinen und beruflichen Bildung und fordert {iblicherweise

sektoreniibergreifende Zusammenarbeit und flexible Lernpfade;

2. ,Drittstaatsangehoriger* eine Person, die nicht Unionsbiirger ist, einschlieSlich

Staatenloser und Personen mit unbestimmter Staatsangehorigkeit.

3. ,materielle Basisunterstiitzung* Giiter zur Befriedigung der Grundbediirfnisse einer
Person fiir ein Leben in Wiirde, wie Bekleidung, Hygieneartikel, einschlieSlich

Damenhygieneprodukte, und Schulbedarf;
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,benachteiligte Gruppe* eine Gruppe von Menschen in einer schwierigen Lage,
einschlieBlich Menschen, die von Armut, sozialer Ausgrenzung oder irgendeiner

Form von Diskriminierung betroffen oder bedroht sind;

»Schliisselkompetenzen® Kenntnisse, Féhigkeiten und Kompetenzen, die jede Person
in allen Lebensphasen fiir die personliche Entfaltung und Entwicklung, den Beruf,
die soziale Inklusion und eine aktive Biirgerschaft benétigt, d.h. Lese- und
Schreibfahigkeit, Mehrsprachigkeit, Kenntnisse in Mathematik, Wissenschatft,
Technik, Kunst und Ingenieurwesen, digitale Kompetenz, Medienkompetenz, Selbst-
und Sozialkompetenz sowie Lernkompetenz, Kompetenz zur aktiven
staatsbiirgerlichen Beteiligung, unternehmerische Kompetenz, kulturelles und

interkulturelles Bewusstsein und Ausdrucksfahigkeit sowie kritisches Denken;

»am stirksten benachteiligte Personen* natiirliche Personen, wie Einzelpersonen,
Familien, Haushalte oder Gruppen von Personen, einschlieBlich schutzbediirftiger
Kinder und Obdachloser, deren Unterstiitzungsbedarf anhand der objektiven
Kiriterien festgestellt wurde, die von den zustdndigen nationalen Behorden nach
Anhorung der relevanten Interessentriager und unter Vermeidung von
Interessenkonflikten aufgestellt werden und die Elemente umfassen konnen, durch
die es moglich wird, sich gezielt an die am stérksten benachteiligten Personen in

bestimmten geografischen Gebieten zu wenden,;

,Endempfianger die am starksten benachteiligten Personen, die Unterstiitzung nach

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m erhalten;
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8.  ,soziale Innovation eine Tétigkeit, die sowohl in Bezug auf ihre Zielsetzungen als
auch ihre Mittel sozial ist, insbesondere eine Tétigkeit, die sich auf die Entwicklung
und Umsetzung neuer Ideen fiir Produkte, Dienstleistungen, Verfahren und Modelle
bezieht, die gleichzeitig einen sozialen Bedarf deckt und neue soziale Beziehungen
oder Kooperationen zwischen o6ffentlichen Organisationen, Organisationen der
Zivilgesellschaft oder privaten Organisationen schafft und dadurch der Gesellschaft

niitzt und deren Handlungspotenzial eine neue Dynamik verleiht;

9. ,flankierende Mallnahme* eine zusitzlich zur Abgabe von Nahrungsmitteln und/oder
materieller Basisunterstiitzung durchgefiihrte Tétigkeit, die auf die Bekampfung
sozialer Ausgrenzung abstellt und zur Beseitigung der Armut beitragt, wie
Verweisung an Sozial- und Gesundheitsdienste oder Erbringung von Sozial- und
Gesundheitsdienstleistungen, einschlielich psychologischer Betreuung, oder
Bereitstellung einschlédgiger Informationen iiber 6ffentliche Dienste oder Beratung

zur Verwaltung des Haushaltsbudgets;

10. ,,ssoziale Erprobungen® politische Interventionen, die darauf abzielen, eine innovative
Antwort auf soziale Bediirfnisse zu geben, und die im kleinen Maf3stab und unter
Bedingungen durchgefiihrt werden, die es ermdglichen, ihre Wirkung zu messen,
bevor sie in anderen — auch geografischen oder sektoralen — Zusammenhéngen oder
in einem groferen Mallstab durchgefiihrt werden, falls sich die Ergebnisse als positiv

erweisen;

11. ,grenziibergreifende Partnerschaft” eine Struktur der Zusammenarbeit zwischen
offentlichen Arbeitsverwaltungen, den Sozialpartnern oder der Zivilgesellschaft in

mindestens zwei Mitgliedstaaten,;
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12. ,Kleinstunternehmen® ein Unternehmen mit weniger als zehn Beschiftigten und

einem Jahresumsatz oder einer Jahresbilanz unter 2 000 000 EUR;

13. ,ssoziales Unternehmen* ein Unternehmen, unabhéngig von seiner Rechtsform und

einschlielich Unternehmen der Sozialwirtschaft, das oder eine natiirliche Person, die

a)

b)

gemill dem Gesellschaftsvertrag, der Satzung oder anderen
Rechtsdokumenten, die zu einer Haftung nach den Bestimmungen des
Mitgliedstaats, in dem ein soziales Unternehmen seinen Sitz hat, fiihren
konnen, die Erzielung einer messbaren, positiven sozialen Wirkung— wozu
auch Umweltauswirkungen gehoren konnen — als vorrangiges soziales Ziel hat,
anstatt die Erzielung von Gewinn fiir andere Zwecke, und das bzw. die
Dienstleistungen oder Produkte mit hoher sozialer Rendite zur Verfligung stellt
oder bei der Produktion von Giitern oder der Erbringung von Dienstleistungen

eine Methode anwendet, in die soziale Ziele integriert sind;

die Gewinne in erster Linie zur Erreichung des vorrangigen sozialen Ziels
einsetzt und im Voraus Verfahren und Regeln festgelegt hat, die sicherstellen,

dass die Gewinnausschiittung das vorrangige soziale Ziel nicht untergribt;

in einer von Unternehmergeist gepragten, partizipativen, verantwortlichen und
transparenten Weise gefiihrt wird, insbesondere durch Einbindung der
Arbeitnehmer, Kunden und Interessentriager, die von der Geschéftstitigkeit

betroffen sind.
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14.

15.

17.

»Referenzwert* einen Wert, der zur Festlegung von Sollvorgaben fiir gemeinsame
und programmspezifische Ergebnisindikatoren verwendet wird und auf bestehenden

oder fritheren dhnlichen Interventionen beruht;

9

»Kosten flir den Kauf von Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung’
die tatsachlichen Kosten fiir den Kauf von Nahrungsmitteln und/oder materieller
Basisunterstiitzung durch den Begiinstigten, die nicht auf den Preis von
Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung beschréinkt sind;16.
»Mikrofinanzierung® u. a. Garantien, Mikrokredite, Beteiligungsinvestitionen und
beteiligungsihnliche Investitionen, in Verbindung mit flankierenden
Dienstleistungen fiir die Unternehmensentwicklung, etwa in Form von individueller
Beratung, Schulung und Betreuung, fiir Personen und Kleinstunternehmen, die
Schwierigkeiten beim Zugang zu Darlehen fiir berufliche und Einnahmen erzeugende

Tatigkeiten haben;

,MischfinanzierungsmaBBnahme* eine aus dem Unionshaushalt unterstiitzte
MaBnahme, einschlieBlich MaBnahmen im Rahmen einer Mischfinanzierungsfazilitat
oder -plattform geméf Artikel 2 Nummer 6 der Haushaltsordnung, die nicht
riickzahlbare Formen der Unterstiitzung oder Finanzierungsinstrumente aus dem
Unionshaushalt mit riickzahlbaren Formen der Unterstiitzung von
Entwicklungsfinanzierungs- oder anderen 6ffentlichen Finanzierungsinstitutionen

sowie von kommerziellen Finanzinstituten und Investoren kombiniert;
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18.

19.

20.

»Rechtstrager* eine natiirliche Person oder eine nach Unionsrecht, nationalem Recht
oder Volkerrecht geschaffene und anerkannte juristische Person, die
Rechtspersonlichkeit hat und in eigenem Namen Rechte ausiiben und Pflichten
unterliegen kann, oder eine Stelle ohne eigene Rechtspersonlichkeit im Sinne von

Artikel 197 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Haushaltsordnung;

»gemeinsamer Indikator fiir unmittelbare Ergebnisse® einen gemeinsamen
Ergebnisindikator, der Aufschluss iiber die Auswirkungen innerhalb von vier
Wochen ab dem Tag, an dem der Teilnehmer aus dem Vorhaben ausgeschieden ist,

gibt;

»gemeinsamer Indikator fiir langerfristige Ergebnisse® einen gemeinsamen
Ergebnisindikator, der Aufschluss iiber die Auswirkungen sechs Monate nach dem

Ausscheiden des Teilnehmers aus dem Vorhaben gibt.

2) Die Begriffsbestimmungen gemal Artikel 2 der Verordnung (EU) 2021/...* gelten
ebenfalls fiir die ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung.
* ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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(1

2

3)

Artikel 3
Allgemeine Ziele des ESF+ und Arten des Haushaltsvollzugs

Der ESF+ ist darauf ausgerichtet, Mitgliedstaaten und Regionen dabei zu unterstiitzen,
einen hohen Beschiftigungsstand, einen fairen Sozialschutz und qualifizierte und resiliente
Arbeitnehmer, die fiir die Arbeitswelt der Zukunft geriistet sind, zu erreichen sowie
inklusive und von Zusammenhalt gepriagte Gesellschaften, die die Beseitigung der Armut
anstreben und den Grundsdtzen der proklamierten europdischen Sdule sozialer Rechte

geniigen, zu schaffen.

Die politischen Maflnahmen der Mitgliedstaaten, die dazu dienen, Chancengleichheit, den
gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt, faire und gute Arbeitsbedingungen,
Sozialschutz und Inklusion zu gewéhrleisten, werden durch den ESF+ unterstiitzt, ergénzt
und mit einem Mehrwert versehen, wobei der Schwerpunkt insbesondere auf hochwertiger
und inklusiver allgemeiner und beruflicher Bildung, lebenslangem Lernen, Investitionen in

Kinder und junge Menschen und dem Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen liegt.
Der Vollzug des ESF+ erfolgt

a) im Wege der geteilten Mittelverwaltung fiir den Teil der Hilfe, der den spezifischen
Zielen in Artikel 4 Absatz 1 entspricht (ESF+-Komponente mit geteilter

Mittelverwaltung), und

b) im Wege der direkten und indirekten Mittelverwaltung fiir den Teil der Hilfe, der den
in Artikel 4 Absatz 1 und in Artikel 25 genannten Zielen entspricht

(EaSI-Komponente).
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Artikel 4
Spezifische Ziele des ESF+

(1) Durch den ESF+ werden die folgenden spezifischen Ziele in den Politikbereichen
Beschiftigung und Mobilitit der Arbeitskrifte, Bildung sowie soziale Inklusion,
einschlieBlich der Bestrebungen zur Beseitigung der Armut, unterstiitzt, wodurch auch zu
dem politischen Ziel ,,Ein sozialeres und inklusiveres Europa, in dem die européische
Sédule sozialer Rechte umgesetzt wird*“ nach Artikel 5 Buchstabe d der Verordnung

(EU) 2021/..." beigetragen wird:

a)  Verbesserung des Zugangs zu Beschiftigung und Aktivierungsmaflnahmen fiir alle
Arbeitsuchenden, insbesondere fiir junge Menschen, vor allem durch die Umsetzung
der Jugendgarantie, fiir Langzeitarbeitslose und auf dem Arbeitsmarkt benachteiligte
Gruppen sowie fiir Nichterwerbspersonen, sowie durch die Forderung selbststédndiger

Erwerbstatigkeit und der Sozialwirtschaft;

b)  Modernisierung der Arbeitsmarkteinrichtungen und -dienstleistungen zur Bewertung
und Antizipation des Kompetenzbedarfs und zur Gewdhrleistung einer frithzeitigen
und mafgeschneiderten Hilfe und Unterstiitzung bei der Abstimmung von Angebot
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, bei beruflichen Ubergingen und bei der

beruflichen Mobilitét;

c¢)  Forderung einer ausgewogenen Erwerbsbeteiligung von Frauen und Mannern,
gleicher Arbeitsbedingungen sowie einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben, unter anderem durch Zugang zu erschwinglicher Kinderbetreuung und

zu Betreuungsleistungen fiir abhéngige Personen;

* ABI.: Bitte im Text die Nummer der im Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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d)

g)

Forderung der Anpassung von Arbeitskriften, Unternehmen und Unternehmern an
den Wandel, Forderung eines aktiven und gesunden Alterns sowie einer gesunden

und angemessenen Arbeitsumgebung, die Gesundheitsrisiken Rechnung trigt;

Verbesserung der Qualitit, Inklusivitit, Leistungsfiahigkeit und Arbeitsmarktrelevanz
der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung, unter anderem durch die
Validierung nichtformalen und informellen Lernens, um den Erwerb von
Schliisselkompetenzen, einschlielich unternehmerischer und digitaler Kompetenzen,
zu unterstiitzen, und durch die Foérderung der Einfithrung dualer Ausbildungssysteme

und von Lehrlingsausbildungen;

Forderung des gleichberechtigten Zugangs zu hochwertiger und inklusiver
allgemeiner und beruflicher Bildung einschlielich des entsprechenden Abschlusses,
insbesondere fiir benachteiligte Gruppen, von der frithkindlichen Betreuung, Bildung
und Erziehung iiber die allgemeine Bildung und die berufliche Aus- und
Weiterbildung bis hin zur hoheren Bildung und Erwachsenenbildung, sowie
Erleichterung der Lernmobilitdt fiir alle und der Zugénglichkeit fiir Menschen mit

Behinderungen;

Forderung des lebenslangen Lernens, insbesondere von flexiblen Moglichkeiten fiir
Weiterbildung und Umschulung fiir alle unter Beriicksichtigung unternehmerischer
und digitaler Kompetenzen, bessere Antizipation von Verdnderungen und neuen
Kompetenzanforderungen auf der Grundlage der Bediirfnisse des Arbeitsmarkts,

Erleichterung beruflicher Ubergiinge und Férderung der beruflichen Mobilitit;

6980/2/21 REV 2 53

DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C

h)

i)

k)

D

Forderung der aktiven Inklusion mit Blick auf die Verbesserung der
Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und aktiven Teilhabe sowie Erh6hung der

Beschiftigungsfahigkeit, insbesondere von benachteiligten Gruppen;

Forderung der soziookonomischen Integration von Drittstaatsangehdrigen,

einschlieBlich Migranten;

Forderung der soziookonomischen Integration marginalisierter

Bevolkerungsgruppen, wie etwa der Roma;

Verbesserung des gleichberechtigten und zeitnahen Zugangs zu hochwertigen,
nachhaltigen und erschwinglichen Dienstleistungen, einschlieBlich Diensten, die den
Zugang zu Wohnraum sowie patientenorientierter Pflege einschliefSlich
Gesundheitsversorgung verbessern; Modernisierung der Sozialschutzsysteme,
einschlieBlich Forderung des Zugangs zum Sozialschutz, mit besonderem
Schwerpunkt auf Kindern und benachteiligten Gruppen; Verbesserung der
Zuganglichkeit, auch fiir Menschen mit Behinderungen, der Leistungsfahigkeit und

der Resilienz der Gesundheitssysteme und Langzeitpflegedienste;

Forderung der sozialen Integration von Menschen, die von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedroht sind, einschlieBlich der am stérksten benachteiligten Personen

und Kindern;

Bekdmpfung materieller Deprivation durch Nahrungsmittelhilfe und/oder materielle
Basisunterstiitzung fiir die am stérksten benachteiligten Personen, einschlieBlich
Kindern, und Durchfiihrung flankierender Maflnahmen zur Forderung ihrer sozialen

Inklusion.
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2

Der ESF+ zielt darauf ab, durch die im Rahmen der ESF+-Komponente mit geteilter

Mittelverwaltung durchgefiihrten Maflnahmen zur Verwirklichung der in Absatz 1

genannten spezifischen Ziele zu den anderen in Artikel 5 der Verordnung (EU) 2021/..."

genannten politischen Zielen beizutragen, insbesondere den Zielen in Zusammenhang mit

a)

b)

einem intelligenteren Europa durch Entwicklung von Kompetenzen fiir intelligente
Spezialisierung, Kompetenzen fiir Schliisseltechnologien und industriellen Wandel,
durch brancheniibergreifende Zusammenarbeit in den Bereichen Kompetenzen und
Unternehmertum, durch Schulung von Wissenschaftlern, Vernetzung und
Partnerschaften zwischen Hochschuleinrichtungen, Einrichtungen der beruflichen
Aus- und Weiterbildung, Forschungs- und Technologiezentren sowie Unternechmen
und Clustern und durch Unterstiitzung von Kleinstunternehmen sowie kleinen und

mittleren Unternechmen und der Sozialwirtschaft;

einem griineren, CO-armen Europa durch Verbesserung der Systeme der
allgemeinen und beruflichen Bildung, die fiir die Anpassung der Kompetenzen und
Qualifikationen erforderlich ist, durch an alle Menschen einschlieBlich der
Erwerbspersonen gerichtete Weiterbildungsangebote sowie durch die Schaffung
neuer Arbeitsplitze in den Bereichen Umwelt, Klimaschutz, Energieversorgung,

Kreislaufwirtschaft und Bio6konomie.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der im Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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3) Falls dies unbedingt erforderlich ist, um im Rahmen einer befristeten Mallnahme auf
auBergewohnliche oder ungewohnliche Umstéinde gemal Artikel 20 der Verordnung
(EU) 2021/...* zu reagieren, wird durch den ESF+ ferner fiir einen Zeitraum von hochstens

18 Monaten Folgendes unterstiitzt:

a)  die Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen, ohne dass diese mit aktiven

Malnahmen kombiniert werden miissen;

b)  der Zugang zur Gesundheitsversorgung, auch fiir Personen, die nicht akut

soziodkonomisch benachteiligt sind.

(4) Stellt die Kommission auf den von einem betroffenen Mitgliedstaat eingereichten Antrag
hin fest, dass die Bedingungen gemal3 Absatz 3 erfiillt sind, so erlésst sie einen
Durchfiihrungsbeschluss, in dem der Zeitraum angegeben ist, wihrend dem die

voriibergehende zusétzliche Unterstiitzung aus dem ESF+ gestattet ist.

%) Die Kommission liberwacht die Anwendung von Absatz 3 und bewertet, ob die
voriibergehende zusitzliche Unterstiitzung aus dem ESF+ ausreicht, um die Unterstiitzung
aus dem ESF+ als Reaktion auf die aulergewdhnlichen oder ungewdhnlichen Umstinde zu
erleichtern. Auf der Grundlage ihrer Bewertung unterbreitet die Kommission
gegebenenfalls Vorschlidge zur Anderung der vorliegenden Verordnung, auch in Bezug auf
die Anforderungen an die thematische Konzentration gemif3 Artikel 7, mit Ausnahme der

Anforderung an die thematische Konzentration gemil3 Artikel 7 Absitze 5 und 6.

* ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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(M

2

3)

Artikel 5
Mittelausstattung

Die Finanzausstattung fiir die Durchfiihrung des ESF+ betrégt fiir den Zeitraum 2021 bis
2027 87 995 063 417 EUR zu Preisen von 2018.

Der Teil der Finanzausstattung fiir die Durchfiihrung der ESF+-Komponente mit geteilter
Mittelverwaltung als Beitrag zum Ziel ,,Investitionen in Beschéftigung und Wachstum® in
den Mitgliedstaaten und Regionen geméif Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung
(EU) 2021/...* betrdagt 87 319 331 844 EUR zu Preisen von 2018; davon werden

175 000 000 EUR fiir die transnationale Zusammenarbeit zur Beschleunigung des
Transfers innovativer Losungen und zur Erleichterung ihrer Umsetzung in grof3erem
Malistab geméal Artikel 25 Buchstabe 1 und 472 980 447 EUR zu Preisen von 2018 als
zusiétzliche Finanzmittel fiir die in Artikel 349 AEUV genannten Gebiete in dullerster
Randlage und die NUTS-2-Regionen, die die Kriterien des Artikels 2 des der Beitrittsakte
von 1994 beigefiigten Protokolls Nr. 6 liber Sonderbestimmungen fiir Ziel Nr. 6 im
Rahmen der Strukturfonds in Finnland, Norwegen und Schweden (im Folgenden

"Protokoll Nr. 6") erfiillen, bereitgestellt.

Der Teil der Finanzausstattung fiir die Durchfiihrung der EaSI-Komponente fiir den

Zeitraum von 2021 bis 2027 betrégt 675 731 573 EUR zu Preisen von 2018.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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4) Der in Absatz 3 genannte Betrag kann auch fiir technische und administrative Hilfe bei der
Durchfiihrung der EaSI-Komponente eingesetzt werden, etwa fiir die Ausarbeitung,
Uberwachung, Kontrolle, Priifung und Evaluierung, einschlieBlich fiir betriebliche

IT-Systeme.

Artikel 6
Gleichstellung der Geschlechter, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung

Die Mitgliedstaaten und die Kommission unterstiitzen zudem spezifische gezielte Mainahmen zur
Forderung der bereichsiibergreifenden Grundsitze gemdl Artikel 9 Absitze 2 und 3 der
Verordnung (EU) 2021/..." und Artikel 28 der vorliegenden Verordnung, die unter eines der mit
dem ESF+ verfolgten Ziele fallen. Diese MaBlnahmen kénnen auch Mallnahmen zur
Gewihrleistung der Zuginglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen, auch in Bezug auf
Informations- und Kommunikationstechnologien, und zur Férderung des Ubergangs von
Heimbetreuung oder institutioneller Betreuung zu Betreuung in der Familie und der lokalen

Gemeinschaft umfassen.

Mit dem ESF+ verfolgen die Mitgliedstaaten und die Kommission das Ziel, die Erwerbsbeteiligung
von Frauen und die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben zu verbessern sowie gegen die
Feminisierung der Armut und die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts auf dem Arbeitsmarkt

und in der allgemeinen und beruflichen Bildung anzugehen.

* ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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TEIL 11
DURCHFUHRUNG MIT GETEILTER
MITTELVERWALTUNG

Kapitel I

Gemeinsame Bestimmungen zur Programmplanung

Artikel 7

Kohdrenz und thematische Konzentration

(1) Die Mitgliedstaaten legen bei der Programmplanung ihrer Mittel der ESF+-Komponente
mit geteilter Mittelverwaltung den Schwerpunkt auf Interventionen, mit denen
Herausforderungen begegnet wird, die im Rahmen des Europdischen Semesters,
einschlieBlich der nationalen Reformprogramme, sowie in den relevanten gemif3 den
Artikeln 121 Absatz 2 und 148 Absatz 4 AEUV verabschiedeten ldnderspezifischen
Empfehlungen aufgezeigt werden, und beriicksichtigen die in der europdischen Sdule
sozialer Rechte dargelegten Grundsitze und Rechte sowie die nationalen und regionalen
Strategien, die fiir die mit dem ESF+ verfolgten Ziele relevant sind, womit zugleich zur

Verwirklichung der Ziele gemél Artikel 174 AEUV beigetragen wird.
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2

3)

Die Mitgliedstaaten und — sofern angebracht — die Kommission fordern Synergien und
sorgen fiir Koordinierung, Komplementaritit und Kohdrenz zwischen dem ESF+ und den
anderen Fonds, Programmen und Instrumenten der Union sowohl in der Planungsphase als
auch wihrend der Durchfiihrung. Die Mitgliedstaaten und — sofern angebracht — die
Kommission optimieren die Koordinierungsmechanismen, um Doppelarbeit zu vermeiden
und eine enge Zusammenarbeit der Stellen zu gewéhrleisten, die fiir die Durchfiihrung

zustindig sind, um fiir kohédrente und gestraffte Unterstiitzungsmaflnahmen zu sorgen.

Die Mitgliedstaaten stellen einen angemessenen Betrag ihrer Mittel der ESF+-Komponente
mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Bewéltigung der Herausforderungen bereit, die in
den relevanten gemif3 den Artikeln 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4 AEUV
verabschiedeten landerspezifischen Empfehlungen und im Rahmen des Europédischen
Semesters aufgezeigt werden und in den Anwendungsbereich der spezifischen Ziele des

ESF+ gemidl3 Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung fallen.

Die Mitgliedstaaten stellen einen angemessenen Betrag ihrer Mittel der ESF+-Komponente
mit geteilter Mittelverwaltung filir die Umsetzung der Kindergarantie mittels gezielter
MafBnahmen und Strukturreformen zur Bekampfung der Kinderarmut im Rahmen der

spezifischen Ziele gemal3 Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben fund h bis I bereit.

Mitgliedstaaten, die laut Eurostat-Daten im Zeitraum zwischen 2017 und 2019 eine iiber
dem Unionsdurchschnitt liegende durchschnittliche Quote an von Armut oder sozialer
Ausgrenzung bedrohten Kindern unter 18 Jahren verzeichneten, stellen mindestens 5 %
ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Unterstiitzung
gezielter MaBBnahmen und Strukturreformen zur Bekdmpfung der Kinderarmut geméf

Unterabsatz 1 dieses Absatzes bereit.
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“4)

)

(6)

Die Mitgliedstaaten stellen mindestens 25 % ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit
geteilter Mittelverwaltung fiir die spezifischen Ziele im Politikbereich ,,Soziale Inklusion*
gemal} Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben h bis 1, einschlieBlich der Forderung der

sozio0konomischen Integration von Drittstaatsangehdrigen, bereit.

Die Mitgliedstaaten stellen mindestens 3 % ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit
geteilter Mittelverwaltung fiir die Unterstiitzung der am stérksten benachteiligten Personen
im Rahmen des spezifischen Ziels geméf Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m oder in
hinreichend begriindeten Féllen entweder im Rahmen des spezifischen Ziels gemil

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe 1 oder im Rahmen von beiden spezifischen Zielen bereit.

Diese Mittel werden bei der Uberpriifung der Einhaltung der in den Absitzen 3 und 4

genannten Mindestzuweisungen nicht beriicksichtigt.

Die Mitgliedstaaten stellen einen angemessenen Betrag ihrer Mittel der ESF+-Komponente
mit geteilter Mittelverwaltung fiir gezielte MaBBnahmen und Strukturreformen bereit, um
die Jugendbeschiftigung, die berufliche Bildung, insbesondere Lehrlingsausbildungen, und
den Ubergang von der Schule ins Berufsleben, Pfade zur Wiedereingliederung in die
allgemeine oder berufliche Bildung und den zweiten Bildungsweg zu unterstiitzen,

insbesondere im Kontext der Durchfithrung der Jugendgarantie-Programme.
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Mitgliedstaaten, die laut Eurostat-Daten im Zeitraum zwischen 2017 und 2019 eine {iber
dem Unionsdurchschnitt liegende durchschnittliche Quote junger Menschen zwischen

15 und 29 Jahren, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung
absolvieren, verzeichneten, stellen mindestens 12,5 % ihrer Mittel der ESF+-Komponente
mit geteilter Mittelverwaltung fiir die Jahre 2021 bis 2027 fiir die Unterstiitzung der
Strukturreformen und gezielten MaBBnahmen geméal Unterabsatz 1 des vorliegenden

Absatzes bereit.

Gebiete in dullerster Randlage, die die Bedingungen gemif3 Unterabsatz 2 des vorliegenden
Absatzes erfiillen, stellen in ihren Programmen mindestens 12,5 % ihrer Mittel der
ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir die gezielten MaBnahmen und
Strukturreformen geméf Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes bereit. Bei der
Uberpriifung, ob der in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes genannte
Mindestprozentsatz — sofern anwendbar — auf nationaler Ebene bereitgestellt wurde, wird

diese Mittelzuweisung beriicksichtigt.

Bei der Durchfiihrung der im vorliegenden Absatz genannten gezielten Maflnahmen und
Strukturreformen rdumen die Mitgliedstaaten nichterwerbstétigen und langzeitarbeitslosen

jungen Menschen Prioritit ein und treffen gezielte Einbeziehungsmaflinahmen.

6980/2/21 REV 2 62
DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C

(7

®)

(1

2

Die Absitze 2 bis 6 gelten nicht fiir die besondere zusétzliche Mittelzuweisung fiir Gebiete
in duBerster Randlage und die NUTS-2-Regionen, die die Kriterien des Artikels 2 des
Protokolls Nr. 6 erfiillen.

Die Absitze 1 bis 6 gelten nicht fiir die technische Hilfe.

Artikel 8
Einhaltung der Charta

Alle Vorhaben werden unter Einhaltung der Charta der Grundrechte der Européischen
Union (im Folgenden ,,Charta®) und im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen der

Verordnung (EU) 2021/..." ausgewéhlt und durchgefiihrt.

Die Mitgliedstaaten stellen die wirksame Untersuchung von Beschwerden gemal3
Artikel 69 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2021/...* sicher. Dies gilt unbeschadet der
allgemeinen Mdglichkeit fiir Biirger und Interessentréger, Beschwerden an die

Kommission zu richten, auch in Bezug auf Verstof3e gegen die Charta.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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)

(1)

2

Stellt die Kommission einen Verstof3 gegen die Charta fest, so trigt sie der Schwere des
VerstoB3es bei der Festlegung der KorrekturmaBBnahmen, die gemif3 den einschlégigen

Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/...* ergriffen werden miissen, Rechnung.

Artikel 9

Partnerschaft

Die Mitgliedstaaten sorgen fiir eine sinnvolle Beteiligung der Sozialpartner und
Organisationen der Zivilgesellschaft an der Umsetzung der politischen Maflnahmen in den
Bereichen Beschiftigung, Bildung und soziale Inklusion, die durch die ESF+-Komponente

mit geteilter Mittelverwaltung unterstiitzt werden.

Die Mitgliedstaaten stellen in jedem Programm einen angemessenen Betrag ihrer Mittel
der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir den Aufbau von Kapazititen der
Sozialpartner und Organisationen der Zivilgesellschaft — unter anderem in Form von
Schulungs- und Vernetzungsmafinahmen und Maflnahmen zur Stirkung des sozialen

Dialogs — sowie fiir gemeinsame Mallnahmen der Sozialpartner bereit.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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Wird der Aufbau von Kapazititen der Sozialpartner und Organisationen der
Zivilgesellschaft in einer entsprechenden ldnderspezifischen Empfehlung gemil3 den
Artikeln 121 Absatz 2 und 148 Absatz 4 AEUV ausdriicklich genannt, so stellt der
betreffende Mitgliedstaat einen angemessenen Betrag von mindestens 0,25 % seiner Mittel

der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir diesen Zweck bereit.

Artikel 10

Unterstiitzung der am stirken benachteiligten Personen

Die in Artikel 7 Absatz 5 genannten Mittel fiir die spezifischen Ziele nach Artikel 4 Absatz 1
Buchstaben 1 und m werden im Rahmen einer gesonderten Prioritéit oder eines gesonderten
Programms zugewiesen. Der Kofinanzierungssatz fiir diese Prioritdt bzw. dieses Programm betragt

90 %.

Artikel 11

Unterstiitzung der Beschdftigung junger Menschen

Die Unterstiitzung gemil3 Artikel 7 Absatz 6 Unterabsétze 2 und 3 wird im Rahmen einer
gesonderten Prioritit oder eines gesonderten Programms zugewiesen und schlie3t mindestens die
Unterstiitzung der Verwirklichung des spezifischen Ziels gemal3 Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a ein
und kann die Unterstiitzung der Verwirklichung der spezifischen Ziele gemédl3 Artikel 4 Absatz 1

Buchstaben fund | einschlief3en.
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Artikel 12

Unterstiitzung der Umsetzung relevanter ldnderspezifischer Empfehlungen

Die MaBBnahmen zur Bewiltigung der in den relevanten landerspezifischen Empfehlungen und im
Rahmen des Europdischen Semesters aufgezeigten Herausforderungen nach Artikel 7 Absatz 2
werden im Rahmen eines oder mehrerer der in Artikel 4 Absatz 1 genannten spezifischen Ziele zur
Unterstiitzung der Umsetzung der européischen Sdule sozialer Rechte und im Rahmen einer oder
mehrerer Priorititen — wobei es sich um fiir mehrere Fonds festgelegte Prioritidten handeln kann —

geplant.

Kapitel 11
Allgemeine Unterstiitzung aus der ESF+-Komponente

mit geteilter Mittelverwaltung

Artikel 13

Anwendungsbereich

Dieses Kapitel gilt fiir die Unterstiitzung aus der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung,
mit der zu den in Artikel 4 Absatz 1 Ziffern i bis x genannten spezifischen Zielen beigetragen wird

(allgemeine Unterstiitzung aus der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung).
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(1

2

3)

“4)

)

Artikel 14

Soziale innovative MafSnahmen

Die Mitgliedstaaten unterstiitzen MaBnahmen im Bereich der sozialen Innovation und der
sozialen Erprobungen, einschlie8lich MaBBnahmen mit einer soziokulturellen Komponente,
oder stirken Bottom-up-Ansitze, die auf Partnerschaften zwischen Behorden, den

Sozialpartnern, sozialen Unternehmen, dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft beruhen.

Die Mitgliedstaaten konnen die Anwendung innovativer Konzepte in groBerem Malstab,
die im Rahmen der EaSI-Komponente und sonstiger Unionsprogramme entwickelt und in

kleinem MaBstab getestet wurden, unterstiitzen.

Innovative Maflnahmen und Konzepte konnen unter jedem der in Artikel 4 Absatz 1

Buchstaben a bis | genannten spezifischen Ziele geplant werden.

Die Mitgliedstaaten widmen mindestens eine Prioritdt der Umsetzung der in Absatz 1, in
Absatz 2 oder in beiden Absétzen genannten MaBBnahmen. Der Kofinanzierungshdchstsatz
fiir solche Prioritdten kann auf 95 % erhoht werden fiir hochstens 5 % der nationalen Mittel

im Rahmen der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung fiir solche Prioritéten.

Die Mitgliedstaaten legen entweder in ihren Programmen oder zu einem spiteren
Zeitpunkt bei der Durchfiihrung Bereiche fiir soziale Innovationen und soziale

Erprobungen fest, die den besonderen Bediirfnissen der Mitgliedstaaten entsprechen.
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(6) Die Kommission erleichtert den Kapazititsautbau fiir soziale Innovationen, vor allem
indem sie das Lernen voneinander, die Schaffung von Netzwerken und die Verbreitung

und Forderung bewéhrter Verfahren und Methoden unterstiitzt.

Artikel 15

Transnationale Zusammenarbeit
Die Mitgliedstaaten kdnnen MaBBnahmen der transnationalen Zusammenarbeit im Rahmen eines

jeden der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a bis | genannten spezifischen Ziele unterstiitzen.

Artikel 16
Forderfihigkeit

(D) Neben den in Artikel 64 der Verordnung (EU) 2021/..." genannten nicht forderfahigen
Kosten sind folgende Kosten nicht im Rahmen der allgemeinen Unterstiitzung aus der

ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung forderfahig:

a)  Kosten fiir den Erwerb von Land und Immobilien sowie von Infrastruktur und

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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2

3)

“4)

b)  Kosten fiir den Erwerb von Mobiliar, Ausriistung und Fahrzeugen, es sei denn, ein
solcher Erwerb ist fiir die Erreichung des Ziels des Vorhabens erforderlich oder diese
Giiter werden im Laufe der MaBBnahme vollstindig abgeschrieben oder der Erwerb

dieser Giiter ist die wirtschaftlich giinstigste Option.

Sachleistungen in Form von Zulagen oder Gehéltern/Léhnen, die von einem Dritten
zugunsten der Teilnehmer eines Vorhabens gezahlt werden, kommen fiir einen Beitrag im
Rahmen der allgemeinen Unterstiitzung aus der ESF+-Komponente mit geteilter
Mittelverwaltung infrage, sofern die Sachleistungen den nationalen Vorschriften
einschlieBlich der Rechnungsfiihrungsvorschriften entsprechen und die von dem Dritten

getragenen Kosten nicht tibersteigen.

Die besondere zusitzliche Mittelzuweisung fiir Gebiete in dullerster Randlage und die
NUTS-2-Regionen, die die Kriterien geméf Artikel 2 des Protokolls Nr. 6 erfiillen, wird
eingesetzt, um die Verwirklichung der spezifischen Ziele gemil3 Artikel 4 Absatz 1 zu

unterstiitzen.

Direkte Personalkosten kommen fiir einen Beitrag im Rahmen der allgemeinen
Unterstiitzung aus der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung infrage, sofern sie
mit der beim Beglinstigten iiblichen Vergiitungspraxis fiir die betreffende berufliche
Tatigkeit oder mit dem geltenden nationalen Recht, Tarifvertrdgen oder offiziellen

Statistiken in Einklang stehen.
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Artikel 17

Indikatoren und Berichterstattung

(1) Bei den Programmen, denen die allgemeine Unterstiitzung aus der ESF+-Komponente mit
geteilter Mittelverwaltung zugutekommt, werden zur Uberwachung der Fortschritte bei der
Durchfiihrung die in Anhang I genannten gemeinsamen Output- und Ergebnisindikatoren
verwendet. Bei den Programmen konnen auch programmspezifische Indikatoren

verwendet werden.

(2) Stellt ein Mitgliedstaat seine Mittel fiir das spezifische Ziel nach Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe | zur gezielten Unterstiitzung der am stirksten benachteiligten Personen im
Einklang mit Artikel 7 Absatz 5 Unterabsatz 1 bereit, so kommen die gemeinsamen

Indikatoren gemil Anhang II zur Anwendung.

3) Fiir die gemeinsamen und programmspezifischen Outputindikatoren wird der
Ausgangswert auf null gesetzt. Sofern es fiir die Art der unterstiitzten Vorhaben von
Belang ist, werden kumulative quantifizierte Etappenziele und Sollvorgaben dieser
Indikatoren in absoluten Zahlen festgelegt. Die gemeldeten Werte der Outputindikatoren

werden in absoluten Zahlen ausgedriickt.

4) Der Referenzwert fiir gemeinsame und programmspezifische Ergebnisindikatoren, fiir die
fiir 2029 eine Sollvorgabe festgelegt wurde, wird unter Verwendung der neuesten
verfiigbaren Daten oder anderer relevanter Informationsquellen festgelegt. Die
Sollvorgaben fiir gemeinsame Ergebnisindikatoren werden in absoluten Zahlen oder als
Prozentsatz festgelegt. Fiir die programmspezifischen Ergebnisindikatoren und
dazugehorigen Sollvorgaben konnen quantitative oder qualitative Angaben gemacht
werden. Die fiir gemeldeten Werte der gemeinsamen Ergebnisindikatoren werden in

absoluten Zahlen ausgedriickt.
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)

(6)

(7

Die Daten zu den Indikatoren fiir Teilnehmer werden erst iibermittelt, wenn alle geméaf

Anhang I Nummer 1.1 erforderlichen Daten fiir die Teilnehmer vorliegen.

Wenn Daten in Registern oder vergleichbaren Quellen verfiigbar sind, kdnnen die
Mitgliedstaaten den Verwaltungsbehdrden und anderen Stellen, die mit der Erhebung von
fiir die Uberwachung und Evaluierung der allgemeinen Unterstiitzung aus der
ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung erforderlichen Daten betraut sind,
gestatten, im Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben ¢ und e der Verordnung

(EU) 2016/679 die Daten aus diesen Registern oder vergleichbaren Quellen zu beziehen.

Die Kommission ist befugt, im Einklang mit Artikel 37 delegierte Rechtsakte zu erlassen,
um die Indikatoren in den Anhéngen I und II zu dndern, wenn dies als notwendig befunden
wird, um eine wirksame Bewertung des Fortschritts bei der Programmdurchfithrung zu
gewihrleisten. Derartige Anderungen miissen verhiltnismiBig sein und dem
Verwaltungsaufwand fiir die Mitgliedstaaten und die Begiinstigten Rechnung tragen.
Delegierte Rechtsakte gemél diesem Absatz diirfen nicht die in den Anhdngen I und II
festgelegte Methode fiir die Datenerhebung dndern.
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Kapitel 111

ESF+-Unterstiitzung zur Bekampfung materieller Deprivation

Artikel 18

Anwendungsbereich

Dieses Kapitel gilt fiir die ESF+-Unterstiitzung, die zu dem in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m

genannten spezifischen Ziel beitragt.

Artikel 19

Grundsdtze

(1) Die ESF+-Unterstiitzung zur Bekdmpfung materieller Deprivation darf nur verwendet
werden, um die Abgabe von Nahrungsmitteln und sonstigen Giitern, die den
Unionsrechtsvorschriften zur Sicherheit von Verbraucherprodukten entsprechen, zu

unterstiitzen.

(2) Die Mitgliedstaaten und die Begilinstigten wéhlen die Nahrungsmittel und/oder materielle
Basisunterstiitzung anhand objektiver Kriterien in Bezug auf die Bediirfnisse der am
stiarksten benachteiligten Personen aus. Bei den Eignungskriterien fiir Nahrungsmittel und
gegebenenfalls fiir sonstige Giiter werden auch Klima- und Umweltaspekte berticksichtigt,
vor allem um Lebensmittelverschwendung und die Verwendung von Einwegkunst-
stoffartikeln zu verringern. Gegebenenfalls werden die zu verteilenden Nahrungsmittel
unter Berlicksichtigung des Beitrags ausgewihlt, den sie zu einer ausgewogenen

Erndhrung der am starksten benachteiligten Personen leisten.
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3)

Die Nahrungsmittel und/oder die materielle Basisunterstiitzung konnen direkt an die am
starksten benachteiligten Personen abgegeben werden oder aber indirekt, zum Beispiel
gegen Gutscheine oder Karten in elektronischer oder anderer Form, vorausgesetzt diese
konnen nur fiir Nahrungsmittel und/oder materielle Basisunterstiitzung eingeldst werden.
Unterstiitzung fiir die am stirksten benachteiligten Personen wird zusétzlich zu allen
Sozialleistungen gewihrt, die den Endempfiangern {iber die nationalen Sozialsysteme oder

gemal} dem nationalen Recht gewihrt werden kdnnen.

Nahrungsmittel, die an die am stirksten benachteiligten Personen abgegeben werden,
konnen aus der Verwendung, Verarbeitung oder dem Verkauf von geméal Artikel 16
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des Rates!
abgesetzten Erzeugnisse stammen, sofern dies die wirtschaftlich giinstigste Option ist und
zu keiner unverhéltnisméfBigen Verzogerung bei der Lieferung der Nahrungsmittel an die

am stérksten benachteiligten Personen fiihrt.

Die aus einer solchen Transaktion erzielten Mengen sind zusétzlich zu den bereits fiir das
Programm bereitgestellten Mengen zum Nutzen der am stérksten benachteiligten Personen

zu verwenden.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass bei der im Rahmen der
ESF+-Unterstilitzung zur Bekdmpfung materieller Deprivation geleisteten Hilfe die Wiirde
der am stérksten benachteiligten Personen gewahrt bleibt und diese nicht stigmatisiert

werden.

Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17.
Dezember 2013 iiber eine gemeinsame Marktorganisation fiir landwirtschaftliche
Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79,
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 671).
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“4)

(1

2

Die Mitgliedstaaten ergdnzen die Abgabe von Nahrungsmitteln und/oder materieller

Basisunterstiitzung durch flankierende Mallnahmen, wie etwa eine Weiterverweisung an

zustdndige Dienste, im Rahmen des in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m genannten
spezifischen Ziels oder durch die Férderung der sozialen Integration der am stirksten
benachteiligten Personen im Rahmen des in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe | genannten

spezifischen Ziels.
Artikel 20
Inhalt der Prioritdt

Fiir eine Prioritét betreffend die Unterstiitzung des in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m

genannten spezifischen Ziels wird Folgendes festgehalten:

a)  die Art der Unterstiitzung;

b)  die wichtigsten Zielgruppen; und

c) eine Beschreibung der nationalen oder regionalen Unterstiitzungsprogramme.

Bei auf die Unterstiitzung nach Absatz 1 und die entsprechende technische Hilfe
begrenzten Programmen umfasst die Prioritit auch die Kriterien fiir die Auswahl von

Vorhaben.
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Artikel 21
Forderfdihigkeit von Vorhaben

(1) Die Nahrungsmittel und/oder die materielle Basisunterstiitzung fiir die am stirksten
benachteiligten Personen kénnen vom Begiinstigen oder in dessen Auftrag gekauft oder

diesem kostenlos zur Verfiigung gestellt werden.

(2) Die Nahrungsmittel und/oder materielle Basisunterstiitzung werden kostenlos an die am

starksten benachteiligten Personen abgegeben.

Artikel 22
Forderfdhigkeit von Ausgaben

(1) Die forderfahigen Kosten der ESF+-Unterstiitzung zur Bekdmpfung materieller

Deprivation sind:

a)  die Kosten fiir den Kauf von Nahrungsmitteln und/oder materieller
Basisunterstiitzung einschlieflich der Kosten fiir den Transport der Nahrungsmittel
und/oder der materiellen Basisunterstiitzung zu den Begiinstigten, die die
Nahrungsmittel und/oder die materielle Basisunterstiitzung an die Endempfanger

abgeben;
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b)

d)

falls die Kosten fiir den Transport der Nahrungsmittel und/oder der materiellen

Basisunterstiitzung zu den Begiinstigten, die sie an die Endempféanger abgeben, nicht

durch die Kosten gemilB Buchstabe a abgedeckt werden, die Kosten, die von der
Beschaffungsstelle in Zusammenhang mit dem Transport der Nahrungsmittel
und/oder der materiellen Basisunterstiitzung zu den Lagern oder den Begilinstigten
getragen werden, sowie die Lagerkosten zum Pauschalsatz von 1 % der unter
Buchstabe a angefiihrten Kosten oder — in hinreichend begriindeten Féllen —

tatsidchlich angefallene und beglichene Kosten;

die Verwaltungs-, Transport-, Lager- und Vorbereitungskosten, die von den an der
Abgabe der Nahrungsmittel und/oder der materiellen Basisunterstiitzung an die am
starksten benachteiligten Personen beteiligten Begiinstigten getragen werden zum
Pauschalsatz von 7 % der unter Buchstabe a angefiihrten Kosten; oder 7 % des
Wertes der gemil3 Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 abgesetzten

Nahrungsmittel;

die Kosten fiir das Einsammeln, den Transport, die Lagerung und die Verteilung von

Lebensmittelspenden und damit unmittelbar zusammenhéngende

SensibilisierungsmaBBnahmen; und

die Kosten fiir von den Begilinstigten oder in ihrem Auftrag durchgefiihrte
flankierende MafBBnahmen, die von den Begiinstigten, die die Nahrungsmittel
und/oder die materielle Basisunterstiitzung an die am stdrksten benachteiligten
Personen abgeben, geltend gemacht werden, zum Pauschalsatz von 7 % der unter

Buchstabe a angefiihrten Kosten.
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(2) Kosten fiir die Einfiihrung von Gutschein- oder Kartensystemen in elektronischer oder
anderer Form und die entsprechenden Betriebskosten sind im Rahmen der technischen
Hilfe forderfdhig, sofern sie von der Verwaltungsbehorde oder einer anderen 6ffentlichen
Stelle getragen werden, bei der es sich nicht um einen Begiinstigten handelt, der die
Gutscheine oder Karten an Endempfianger abgibt oder sofern sie nicht durch die in

Absatz 1 Buchstabe ¢ genannten Kosten gedeckt sind.

3) Eine Verringerung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten forderfahigen Kosten aufgrund
der Nichteinhaltung der geltenden Rechtsvorschriften durch die fiir den Kauf von
Nahrungsmitteln und/oder materieller Basisunterstiitzung zustdndige Stelle fiihrt nicht zu
einer Verringerung der in Buchstaben c und e des genannten Absatzes genannten

forderfdhigen Kosten.

4) Nicht forderfahig sind folgende Kosten:
a)  Schuldzinsen;
b)  Erwerb von Infrastruktur; und

c)  Kosten fiir Gebrauchtgiiter.
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(1

2

3)

“4)

Artikel 23

Indikatoren und Berichterstattung

Bei den Priorititen zur Bekdmpfung materieller Deprivation werden die in Anhang III
genannten gemeinsamen Output- und Ergebnisindikatoren fiir die Uberwachung der
Fortschritte bei der Durchfiihrung verwendet. Fiir diese Priorititen konnen auch

programmspezifische Indikatoren verwendet werden.

Fiir die gemeinsamen und programmspezifischen Ergebnisindikatoren werden

Referenzwerte festgelegt.

Die Verwaltungsbehorden erstatten der Kommission zweimal Bericht iiber die Ergebnisse
einer strukturierten Erhebung bei den Endemptiangern hinsichtlich der aus dem ESF+
erhaltenen Unterstiitzung, bei der es insbesondere auch um ihre Lebensbedingungen und
die Art ihrer materiellen Deprivation geht, die im Vorjahr durchgefiihrt wurde. Diese
Erhebung wird auf der Grundlage des von der Kommission in einem Durchfiihrungs-
rechtsakt vorgegebenen Musters durchgefiihrt. Die erste derartige Berichterstattung erfolgt
bis zum 30. Juni 2025 und die zweite bis zum 30. Juni 2028.

Um einheitliche Bedingungen fiir die Umsetzung dieses Artikels sicherzustellen, erlésst die
Kommission geméfl dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren einen
Durchfiihrungsrechtsakt, in dem das fiir die strukturierte Erhebung bei den Endempfangern

zu verwendende Muster festgelegt ist.
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(%) Die Kommission ist befugt, im Einklang mit Artikel 37 delegierte Rechtsakte zu erlassen,
um die Indikatoren in Anhang III zu dndern, wenn dies als notwendig befunden wird, um
eine wirksame Bewertung des Fortschritts bei der Programmdurchfiihrung zu
gewihrleisten. Derartige Anderungen miissen verhiltnismiBig sein und dem Verwaltungs-
aufwand fiir die Mitgliedstaaten und die Begiinstigten Rechnung tragen. Delegierte
Rechtsakte gemél diesem Absatz diirfen nicht die in Anhang III festgelegte Methode fiir

die Datenerhebung dndern.

Artikel 24
Priifung

Die Priifung von Vorhaben kann jede Phase ihrer Durchfiihrung und alle Ebenen der
Verteilungskette betreffen, mit Ausnahme der Kontrolle der Endempfanger, es sei denn, eine

Risikobewertung ergibt ein spezifisches Risiko fiir UnregelméaBigkeiten oder Betrug.
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TEIL II1
DURCHFUHRUNG IM WEGE DER DIREKTEN
UND INDIREKTEN MITTELVERWALTUNG

Kapitel I

Operative Ziele

Artikel 25
Operative Ziele

Mit der EaSI-Komponente werden die nachstehenden operativen Ziele verfolgt:

a) Aufbau hochwertiger vergleichender analytischer Kenntnisse, damit sich die politischen
MafBnahmen zur Erreichung der in Artikel 4 Absatz 1 genannten spezifischen Ziele auf
fundierte Fakten stiitzen und fiir die Bediirfnisse und Herausforderungen sowie fiir die

ortlichen Verhiltnisse relevant sind;

b) Erleichterung des wirksamen und integrativen Informationsaustausches, des Lernens
voneinander, von Peer-Reviews und des Dialogs iiber die Politik in den in Artikel 4
Absatz 1 genannten Politikbereichen, um bei der Konzeption geeigneter politischer

MafBnahmen Unterstiitzung zu leisten;
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d)

Unterstlitzung sozialer Erprobungen in den in Artikel 4 Absatz 1 genannten
Politikbereichen und Aufbau der Kapazititen der Interessentrager auf nationaler und
lokaler Ebene fiir die Vorbereitung, Konzeption und Umsetzung, die Ubertragung oder die
Umsetzung der getesteten sozialpolitischen Innovationen in groBerem MalB3stab,
insbesondere mit Blick auf die Umsetzung von Projekten, die von lokalen Interessen-
tragern im Bereich der soziookonomischen Integration von Drittstaatsangehdrigen

entwickelt werden, in groBerem Maf3stab;

Erleichterung der freiwilligen geografischen Mobilitdt von Arbeitnehmern und
Verbesserung der Beschiftigungschancen durch die Entwicklung und Bereitstellung
besonderer Unterstlitzungsleistungen fiir Arbeitgeber und Arbeitsuchende mit Blick auf die
Entwicklung integrierter européischer Arbeitsmirkte — von der Vorbereitung auf die
Bewerbung bis zur Unterstiitzung nach der Einstellung — zur Besetzung freier Stellen in
bestimmten Branchen, Berufen, Lindern oder Grenzregionen oder zur Unterstiitzung

bestimmter Gruppen, z. B. schutzbediirftige Personen;

Unterstiitzung der Entwicklung des Markt-Okosystems in Zusammenhang mit der
Bereitstellung von Mikrofinanzierung fiir Kleinstunternehmen in der Anlauf- und
Entwicklungsphase, insbesondere fiir jene, die von schutzbediirftige Personen gegriindet

werden oder solche Personen beschéftigen;

Unterstiitzung der Vernetzung auf Unionsebene und des Dialogs mit und zwischen den
relevanten Interessentragern in den in Artikel 4 Absatz 1 genannten Politikbereichen sowie
Beitrag zum Aufbau der institutionellen Kapazititen der beteiligten Interessentriger,
einschlieBlich der 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen, der 6ffentlichen Sozial- und
Krankenversicherungstrager, der Zivilgesellschaft, der Mikrofinanzinstitute und der

Institute, die sozialen Unternehmen und der Sozialwirtschaft Finanzierung anbieten;
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)

h)

i)

(1

Unterstlitzung der Entwicklung von sozialen Unternehmen und des Entstehens eines
Marktes fiir Sozialinvestitionen durch Erleichterung 6ffentlicher und privater Interaktion

sowie der Teilnahme von Stiftungen und philanthropischen Akteuren an diesem Markt;

Orientierungshilfe fiir die Entwicklung der sozialen Infrastruktur, die fiir die Umsetzung

der européischen Sdule sozialer Rechte erforderlich ist;

Unterstiitzung der transnationalen Zusammenarbeit, um in ganz Europa den Transfer
innovativer Losungen zu beschleunigen und ihre Umsetzung in groflerem Maf3stab zu

erleichtern, insbesondere in den in Artikel 4 Absatz 1 genannten Politikbereichen; und

Unterstiitzung der Umsetzung der einschldgigen internationalen Sozial- und Arbeitsnormen
im Kontext der Bewiltigung der Globalisierungsherausforderungen und der externen

Dimension der Unionspolitik in den in Artikel 4 Absatz 1 genannten Politikbereichen.

Kapitel 11
Forderfahigkeit

Artikel 26
Forderfdhige Mafinahmen

Forderfahig sind nur Mallnahmen zur Verwirklichung der in Artikel 3 Absitze 1
und 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 25 genannten Ziele.
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(2) Aus der EaSI-Komponente kdnnen folgende Maflnahmen unterstiitzt werden:

a)

b)

analytische Tétigkeiten, auch in Bezug auf Drittlander, insbesondere:

i)

ii)

iii)

Erhebungen, Studien, statistische Daten, Methoden, Klassifikationen,
Mikro-Simulationen, Indikatoren und Unterstiitzung von Beobachtungsstellen

auf europdischer Ebene und Referenzwerten;
soziale Erprobungen zur Bewertung sozialer Innovationen;

Uberwachung und Bewertung der Umsetzung und Anwendung des

Unionsrechts;

Umsetzung politischer Maflnahmen, insbesondere:

i)

iii)

grenziibergreifende Partnerschaften, insbesondere zwischen 6ffentlichen
Arbeitsverwaltungen, den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft, sowie

Unterstiitzungsdienste in Grenzregionen;

ein gezieltes unionsweites Programm fiir die Mobilitdt von Arbeitskriaften, um
freie Stellen zu besetzen, wo Defizite auf dem Arbeitsmarkt festgestellt

wurden;

Unterstiitzung fiir Mikrofinanzinstitute und Institute, die Finanzierung fiir
soziale Unternehmen bereitstellen, unter anderem durch Mischfinanzierungs-
malnahmen wie beispielsweise die asymmetrische Risikoteilung oder die
Senkung der Transaktionskosten, sowie Unterstiitzung der Entwicklung

sozialer Infrastruktur und sozialer Kompetenzen;
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iv)  Unterstlitzung transnationaler Zusammenarbeit und transnationaler
Partnerschaften zwecks Weitergabe innovativer Losungen und ihrer

Anwendung in groBBerem Maf3stab;
c¢)  Autbau von Kapazititen, insbesondere von:

i)  Netzwerken auf Unionsebene in den in Artikel 4 Absatz 1 genannten

Politikbereichen;

i1)  nationalen Kontaktstellen, die Beratung, Information und Hilfe bei der

Umsetzung der EaSI-Komponente anbieten;

ii1)  Behorden, Sozialversicherungstragern und fiir die Férderung der beruflichen
Mobilitédt zustdndigen Arbeitsverwaltungen, Mikrofinanzinstituten und
Instituten, die Finanzierung fiir soziale Unternehmen bereitstellen, oder
anderen Akteuren im Bereich der sozialen Investitionen sowie Kapazititen zur
Vernetzung in Mitgliedstaaten oder Drittlaindern, die gemil3 Artikel 29 mit der

EaSI-Komponente assoziiert sind;

iv)  Interessentridgern, einschlielich der Sozialpartnern und Organisationen der

Zivilgesellschaft, mit Blick auf die transnationale Zusammenarbeit;
d) Kommunikations- und Verbreitungstitigkeiten, insbesondere:

1) Lernen voneinander durch den Austausch von bewéhrten Verfahren,
innovativen Ansétzen, Ergebnissen analytischer Tatigkeiten, Peer-Reviews und

Leistungsvergleich;
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i1)  Leitfdden, Berichte, Informationsmaterial und Medienberichterstattung {iber
Initiativen in Zusammenhang mit den in Artikel 4 Absatz 1 genannten

Politikbereichen;

ii1)  Informationssysteme zur Verbreitung von Erkenntnissen in Zusammenhang

mit den in Artikel 4 Absatz 1 genannten Politikbereichen;
iv)  Veranstaltungen des Ratsvorsitzes und Konferenzen, Seminare und
SensibilisierungsmafBnahmen.
Artikel 27

Forderfdihige Stellen

(D) Vorbehaltlich der in Artikel 197 der Haushaltsordnung festgelegten Kriterien sind die
folgenden Stellen forderféahig:

a)  Rechtstrager mit Sitz in einem der folgenden Lénder oder Gebieten:

1)  einem Mitgliedstaat oder einem mit ihm verbundenen iiberseeischen Land oder

Gebiet;
i1)  ein Drittland, das gemiB Artikel 29 mit der EaSI-Komponente assoziiert ist;

iil) einem im Arbeitsprogramm aufgefiihrten Drittland vorbehaltlich der

Bedingungen gemil den Absétzen 2 und 3 des vorliegenden Artikels;

b)  nach Unionsrecht gegriindete Rechtstrager sowie internationale Organisationen.
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2)

3)

(1

2

Rechtstriger mit Sitz in einem Drittland, das nicht gemif Artikel 29 mit der EaSI-
Komponente assoziiert ist, konnen ausnahmsweise teilnehmen, wenn dies zur Erreichung

der Ziele einer bestimmten Mallnahme erforderlich ist.

Rechtstriger mit Sitz in einem Drittland, das nicht gemaf3 Artikel 29 mit der
EaSI-Komponente assoziiert ist, kommen grundsétzlich fiir die Kosten ihrer Teilnahme

auf.

Artikel 28

Bereichsiibergreifende Grundsdtze

Die Kommission stellt sicher, dass die Gleichstellung von Frauen und Ménnern, die
durchgéngige Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung und die Einbeziehung der
Geschlechterperspektive wihrend der gesamten Vorbereitung, Durchfiihrung,
Uberwachung und Evaluierung der aus der EaSI-Komponente unterstiitzten Vorhaben

sowie der Berichterstattung dariiber beriicksichtigt und gefordert werden.

Die Kommission trifft die erforderlichen Maflnahmen gegen jede Form der
Diskriminierung aus Griinden des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen
Ausrichtung wihrend der Vorbereitung, Durchfiihrung, Uberwachung und Evaluierung der
aus der EaSI-Komponente unterstiitzten Vorhaben sowie der Berichterstattung dartiber.
Insbesondere die Zugénglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen wird bei der gesamten

Vorbereitung und Durchfiihrung der EaSI-Komponente beriicksichtigt.
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Artikel 29

Beteiligung von Drittldndern

Die EaSI-Komponente steht den folgenden Drittlandern durch ein Abkommen mit der Union zur

Teilnahme offen:

a) Mitglieder der Europdischen Freihandelsassoziation, die dem Européischen
Wirtschaftsraum (EWR) angehoren, nach Mallgabe des Abkommens iiber den

Europdischen Wirtschaftsraum;

b) beitretende Staaten, Bewerberldnder oder mogliche Bewerber, nach Maf3gabe der in den
jeweiligen Rahmenabkommen und Beschliissen des Assoziationsrats oder in dhnlichen
Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grundsitze und Bedingungen fiir die Teilnahme
dieser Lander an Programmen der Union und nach Mafigabe der spezifischen Bedingungen

aus den Abkommen zwischen der Union und diesen Lindern;

c) andere Drittlander nach Maf3gabe der in einer spezifischen Vereinbarung festgelegten
Bedingungen fiir die Teilnahme des betreffenden Drittlands an der EaSI-Komponente,

sofern diese Vereinbarung:

1)  gewibhrleistet, dass die Beitrége des an Unionsprogrammen teilnehmenden Drittlands

in einem ausgewogenen Verhéltnis zum Nutzen fiir das Land stehen;
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ii)  die Bedingungen fiir die Teilnahme an den Programmen, einschlielich der
Berechnung der finanziellen Beitrdge zu einzelnen Programmen oder

Programmkomponenten, und ihre Verwaltungskosten festlegt;

ii1) dem Drittland keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf die EaSI-Komponente

einrdumt;

iv)  die Rechte der Union, eine wirtschaftliche Haushaltsfithrung sicherzustellen und ihre

finanziellen Interessen zu schiitzen, garantiert.

Die in Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer ii des vorliegenden Artikels genannten Beitrdge gelten als

zweckgebundene Einnahmen im Sinne von Artikel 21 Absatz 5 der Haushaltsordnung.

Kapitel 11T

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 30

Formen der Unionsfinanzierung und Arten des Haushaltsvollzugs

(1) Im Rahmen der EaSI-Komponente konnen Mittel in allen in der Haushaltsordnung fiir
Finanzbeitrage vorgesehenen Formen zur Verfiigung gestellt werden, insbesondere als
Finanzhilfen, Preisgelder, Auftragsvergabe und freiwillige Zahlungen an internationale
Organisationen, denen die Union als Mitglied angehort oder an deren Arbeit sie sich

beteiligt.
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2

3)

(1

2

Die EaSI-Komponente wird im Wege der direkten Mittelverwaltung gemif3 Artikel 62
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung oder im Wege der indirekten
Mittelverwaltung mit Stellen, auf die in Artikel 62 Absatz 1 Unterabsatzl Buchstabe c der

Haushaltsordnung Bezug genommen wird, durchgefiihrt.

Bei der Gewdhrung von Finanzhilfen kann sich der in Artikel 150 der Haushaltsordnung

genannte Evaluierungsausschuss aus externen Sachverstindigen zusammensetzen.

Mischfinanzierungsmafinahmen im Rahmen der EaSI-Komponente werden im Einklang

mit der Verordnung (EU) 2021/523 und Titel X der Haushaltsordnung durchgefiihrt.

Artikel 31

Arbeitsprogramm

Die EaSI-Komponente wird auf der Grundlage von Arbeitsprogrammen durchgefiihrt, auf
die in Artikel 110 der Haushaltsordnung verwiesen wird. Der Inhalt dieser
Arbeitsprogramme wird im Einklang mit den operativen Zielen geméal3 Artikel 25 der
vorliegenden Verordnung und den forderfdhigen MaBBnahmen geméal Artikel 26 der
vorliegenden Verordnung festgelegt. Gegebenenfalls wird der insgesamt fiir
Mischfinanzierungsmaflinahmen vorgehaltene Betrag in den Arbeitsprogrammen

ausgewiesen.

Die Kommission holt Fachwissen beziiglich der Ausarbeitung der Arbeitsprogramme ein,

indem sie die in Artikel 39 Absatz 8 genannte Arbeitsgruppe konsultiert.

6980/2/21 REV 2 89

DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=VER&code2=&gruppen=Link:2021/52;Nr:2021;Year:52&comp=

3) Die Kommission fordert Synergien und sorgt fiir eine wirksame Koordinierung sowohl
zwischen dem ESF+ und anderen relevanten Unionsinstrumenten als auch zwischen den

ESF+-Komponenten.

Artikel 32

Uberwachung und Berichterstattung

Indikatoren, anhand deren iiber die Fortschritte der EaSI-Komponente zur Erreichung der in
Artikel 4 Absatz 1 genannten spezifischen Ziele und der in Artikel 25 genannten operativen Ziele

Bericht zu erstatten ist, sind in Anhang IV festgelegt.

Das System der Leistungsberichterstattung stellt sicher, dass die Daten fiir die Uberwachung der
Durchfiihrung und der Ergebnisse der EaSI-Komponente effizient, wirksam und rechtzeitig erfasst

werden.

Zu diesem Zweck werden fiir Empfianger von Unionsmitteln und gegebenenfalls fiir Mitgliedstaaten

verhéltnismaBige Berichterstattungsanforderungen festgelegt.
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Artikel 33

Schutz der finanziellen Interessen der Union

Nimmt ein Drittland mittels eines Beschlusses an der EaSI-Komponente teil, der gemil einer
volkerrechtlichen Ubereinkunft oder auf der Grundlage eines anderen Rechtsinstruments erlassen
wurde, so gewéhrt das Drittland dem zustindigen Anweisungsbefugten, dem OLAF und dem
Rechnungshof die Rechte und den Zugang, die sie zur umfassenden Ausiibung ihrer jeweiligen
Befugnisse benétigen. Im Falle des OLAF umfassen diese Rechte das Recht zur Durchfiihrung von
Untersuchungen einschlieBlich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort gemiB der Verordnung (EU,
Euratom) Nr. 883/2013.

Artikel 34
Evaluierung

(1) Evaluierungen werden rechtzeitig durchgefiihrt, damit die Ergebnisse in die

Entscheidungsfindung einflieBen konnen.

2) Bis zum 31. Dezember 2024 nimmt die Kommission eine Halbzeitevaluierung der EaSI-

Komponente auf der Grundlage ausreichender Informationen iiber ihre Durchfiihrung vor.
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Die Kommission beurteilt die Leistung des Programms gemal3 Artikel 34 der
Haushaltsordnung und insbesondere dessen Wirksamkeit, Effizienz, Kohirenz, Relevanz
und Unionsmehrwert, auch in Bezug auf die in Artikel 28 der vorliegenden Verordnung
genannten bereichsiibergreifenden Grundsétze, und misst auf einer qualitativen und
quantitativen Grundlage die Fortschritte bei der Erreichung der Ziele der EaSI-

Komponente.

Die Halbzeitevaluierung stiitzt sich auf die Informationen, die mittels der gemal3 Artikel 32
festgelegten Uberwachungsmodalititen und Indikatoren generiert werden, sodass
gegebenenfalls erforderliche Anpassungen der politischen Prioritdten und der

Finanzierungspriorititen vorgenommen werden konnen.

3) Bis zum 31. Dezember 2031, am Ende des Durchfiihrungszeitraums, nimmt die

Kommission eine abschlieende Evaluierung der EaSI-Komponente vor.

(4) Die Kommission iibermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat, dem Europidischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen die
Schlussfolgerungen der Halbzeit- und der abschlieBenden Evaluierung zusammen mit

ihren Anmerkungen.

Artikel 35
Priifungen

Die Ergebnisse der Priifungen beziiglich der Verwendung des Unionsbeitrags, die von Personen
oder Stellen — einschlieflich nicht von Organen oder Einrichtungen der Union beauftragter
Personen oder Stellen — durchgefiihrt werden, bilden die Grundlage fiir die Feststellung der

allgemeinen Zuverléssigkeit geméal Artikel 127 der Haushaltsordnung.
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(M

2

Artikel 36

Information, Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit

Die Empfanger von Unionsmitteln machen durch kohérente, wirksame und
verhdltnisméBige gezielte Information verschiedener Zielgruppen, darunter die Medien und
die Offentlichkeit, die Herkunft dieser Unionsmittel bekannt und stellen sicher, dass die
Unionsforderung, insbesondere im Rahmen von Informationskampagnen zu den

MafBnahmen und deren Ergebnissen, Sichtbarkeit erhilt.

Die Kommission fithrt Maflnahmen zur Information und Kommunikation tiber die EaSI-
Komponente, die gemif der EaSI-Komponente ergriffenen Maflnahmen und die erzielten

Ergebnisse durch.

Mit den der EaSI-Komponente zugewiesenen Mitteln wird auch die institutionelle
Kommunikation iiber die politischen Priorititen der Union gefordert, soweit diese
Prioritdten die in Artikel 3 Absétze 1 und 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 25 genannten
Ziele betreffen.
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(1

2

3)

TEIL IV
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 37
Austibung der Befugnisiibertragung

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem

Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemél Artikel 17 Absatz 7 und Artikel 23
Absatz 5 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem ... [Datum des Inkrafttretens

dieser Verordnung] iibertragen.

Die Befugnisiibertragung gemdl3 Artikel 17 Absatz 7 und Artikel 23 Absatz 5 kann vom
Europiischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber
den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach seiner Verotfentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu
einem im Beschluss tiber den Widerruf angegebenen spéteren Zeitpunkt wirksam. Die
Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss

uber den Widerruf nicht bertihrt.
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“4)

)

(6)

(1

Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den
einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 {iber bessere Rechtsetzung

enthaltenen Grundsitzen.

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europdischen Parlament und dem Rat.

Ein delegierter Rechtsakt, der gemal3 Artikel 17 Absatz 7 und Artikel 23 Absatz 5 erlassen
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europiische Parlament noch der Rat innerhalb
einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Européische
Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europiische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine
Einwénde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates

wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 38

Ausschussverfahren fiir die ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung

Die Kommission wird von dem in Artikel 115 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/...*
genannten Ausschuss unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der

Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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2

(1

2

3)

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Artikel 39
Gemdfs Artikel 163 AEUV eingesetzter Ausschuss

Die Kommission wird von dem gemaf3 Artikel 163 AEUV eingesetzten Ausschuss

(,,ESF+-Ausschuss®) unterstiitzt.

Jeder Mitgliedstaat benennt fiir einen Zeitraum von hdchstens sieben Jahren einen
Vertreter der Regierung, einen Vertreter der Arbeitnehmerverbidnde und einen Vertreter der
Arbeitgeberverbinde sowie fiir jedes dieser Mitglieder jeweils einen Stellvertreter. Bei
Abwesenheit eines Mitglieds nimmt automatisch dessen Stellvertreter mit allen Rechten an

den Beratungen teil.

Die Dachorganisationen der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberverbénde auf Unionsebene

entsenden ebenfalls je einen Vertreter in den ESF+-Ausschuss.
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4) Der ESF+-Ausschuss, einschlieBlich seiner Arbeitsgruppen gemill Absatz 7, kann nicht
stimmberechtigte Vertreter von Interessentragern zu seinen Sitzungen einladen. Dazu
konnen Vertreter der Européischen Investitionsbank und des Européischen

Investitionsfonds sowie relevanter Organisationen der Zivilgesellschaft gehdren.

(5) Der ESF+-Ausschuss wird zum geplanten Einsatz technischer Hilfe gemil3 Artikel 35 der
Verordnung (EU) 2021/..." im Fall der Unterstiitzung durch die ESF+-Komponente mit
geteilter Mittelverwaltung sowie zu anderen Fragen gehort, die Auswirkungen auf die

Durchfiihrung von fiir den ESF+ relevanten Strategien auf Unionsebene haben.
(6) Der ESF+-Ausschuss kann Stellungnahmen abgeben zu

a)  Fragen im Zusammenhang mit dem ESF+-Beitrag zur Umsetzung der europdischen
Sédule sozialer Rechte, einschlieBlich der landerspezifischen Empfehlungen und der
Priorititen in Zusammenhang mit dem Européischen Semester, zum Beispiel

nationale Reformprogramme;

* ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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b)  Fragen im Zusammenhang mit der Verordnung (EU) 2021/ ... *, die fiir den ESF+

von Belang sind;

c) anderen als den in Absatz 5 genannten Fragen im Zusammenhang mit dem ESF+, die

ithm von der Kommission vorgelegt werden.

Die Stellungnahmen des ESF+-Ausschusses werden mit der absoluten Mehrheit der
abgegebenen giiltigen Stimmen angenommen und dem Europdischen Parlament, dem Rat,
dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen zur
Information tibermittelt. Die Kommission unterrichtet den ESF+-Ausschuss schriftlich

dariiber, inwieweit sie seine Stellungnahmen berticksichtigt hat.
(7 Der ESF+-Ausschuss setzt fiir jede der ESF+-Komponenten Arbeitsgruppen ein.

(8) Die Kommission konsultiert die Arbeitsgruppe, die sich mit der EaSI-Komponente befasst,
zu dem Arbeitsprogramm. Sie unterrichtet diese Arbeitsgruppe dariiber, inwieweit sie die
Ergebnisse der Konsultation beriicksichtigt hat. Die Arbeitsgruppe stellt sicher, dass eine
Konsultation der Interessentrager, einschlielich der Vertreter der Zivilgesellschaft, zum

Arbeitsprogramm stattfindet.

* ABI.: Bitte im Text die Nummer der in Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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Artikel 40

Ubergangsbestimmungen fiir die ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung

Die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013, die Verordnung (EU) Nr. 223/2014 oder sonstige gemif
jener Verordnungen erlassene Rechtsakte gelten weiterhin fiir die im Rahmen jener Verordnungen

im Programmplanungszeitraum 2014 bis 2020 unterstiitzten Programme und Vorhaben.

Artikel 41

Ubergangsbestimmungen fiir die EaSI-Komponente

(1) Die Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 wird mit Wirkung vom 1. Januar 2021 aufgehoben.
Jegliche Bezugnahmen auf die Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 gelten als Bezugnahmen

auf die vorliegende Verordnung.

(2) Die Finanzausstattung fiir die Durchfiihrung der EaSI-Komponente kann auch zur
Deckung der Ausgaben fiir technische und administrative Hilfe verwendet werden, die fiir
den Ubergang zwischen dem ESF+ und den MaBnahmen erforderlich sind, die gemif der

Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 eingefiihrt wurden.

3) Falls erforderlich, konnen iiber das Jahr 2027 hinaus Mittel zur Deckung von in Artikel 5
Absatz 4 vorgesehenen Ausgaben in den Unionshaushalt eingesetzt werden, um die
Verwaltung von Mallnahmen zu ermdglichen, die bis 31. Dezember 2027 noch nicht

abgeschlossen sind.
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4) Riickzahlungen aus den mit der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 eingerichteten
Finanzierungsinstrumenten werden in die Finanzierungsinstrumente fiir den Politikbereich

»So0ziale Investitionen und Kompetenzen™ gemil3 Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe d der

Verordnung (EU) 2021/523 investiert.

(5) Gemal Artikel 193 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a der Haushaltsordnung konnen im
Rahmen der vorliegenden Verordnung unterstiitzte Téatigkeiten und die zugrunde liegenden
Kosten in hinreichend begriindeten, im Finanzierungsbeschluss genannten Fillen und fiir
einen befristeten Zeitraum ab dem 1. Januar 2021 als forderfahig betrachtet werden, auch
wenn sie bereits vor dem Zeitpunkt der Finanzhilfeantragstellung durchgefiihrt wurden

bzw. entstanden sind.
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Artikel 42
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union

in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2021 fiir die EaSI-Komponente.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prdsident Der Prdsident
6980/2/21 REV 2 101

DE

www.parlament.gv.at


https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=62533&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:6980/2/21;Nr:6980;Rev:2;Year:21;Rev2:2&comp=6980%7C2021%7C

ANHANG 1

GEMEINSAME INDIKATOREN FUR DIE ALLGEMEINE UNTERSTUTZUNG
AUS DER ESF+-KOMPONENTE MIT GETEILTER MITTELVERWALTUNG

Die personenbezogenen Daten sind nach Geschlecht aufzuschliisseln (Frauen, Ménner, nicht-binére

Menschen?).

Falls bestimmte Ergebnisse nicht moglich sind, brauchen die Daten fiir diese Ergebnisse nicht

erhoben oder tibermittelt zu werden.

Gegebenenfalls konnen gemeinsame Outputindikatoren auf der Grundlage der Zielgruppe des

Vorhabens gemeldet werden.
1. Gemeinsame Outputindikatoren betreffend auf Menschen ausgerichtete Vorhaben
1.1. Gemeinsame Outputindikatoren fiir Teilnehmer sind:
— Arbeitslose, auch Langzeitarbeitslose”
—  Langgzeitarbeitslose”
—  Nichterwerbstitige"

—  Erwerbstiitige, auch Selbststindige”

Entsprechend dem nationalen Recht.
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—  Zahl der Kinder unter 18 Jahren®

—  junge Menschen im Alter von 18 bis 29 Jahren®

— Zahl der Teilnehmer ab 55 Jahren®

— mit Sekundarbildung Unterstufe oder weniger (ISCED 0-2)"

— mit Sekundarbildung Oberstufe (ISCED 3) oder postsekundirer Bildung
(ISCED 4)

— mit tertidirer Bildung (ISCED 5 bis 8)°
- Gesamtzahl der Teilnehmer!

Die unter dieser Nummer aufgefiihrten Indikatoren gelten nicht fiir
ESF+-Unterstiitzung, die zu dem in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe | genannten
spezifischen Ziel beitrdgt, mit Ausnahme der Indikatoren ,,Zahl der Kinder unter

18 Jahren®, ,,junge Menschen im Alter von 18 bis 29 Jahren®, ,,Zahl der Teilnehmer

ab 55 Jahren* und ,,Gesamtzahl der Teilnehmer*.

Dieser Indikator wird automatisch auf der Grundlage der gemeinsamen Outputindikatoren
betreffend den Beschiftigungsstatus errechnet; dies gilt nicht fiir die ESF+-Unterstiitzung,
die zu dem in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe I genannten spezifischen Ziels beitragt, hierfiir
ist die Gesamtzahl der Teilnehmer zu melden.
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1.2.

Werden fiir die Datenerhebung Register oder vergleichbare Quellen herangezogen,

konnen die Mitgliedstaaten nationale Begriffsbestimmungen verwenden.
Sonstige gemeinsame Outputindikatoren fiir Teilnehmer sind:

— Teilnehmer mit Behinderungen™

—  Drittstaatsangehorige”

- Teilnehmer auslindischer Herkunft”

— Angehorige von Minderheiten (u. a. marginalisierte Gemeinschaften, wie etwa

die Roma)™*
— Obdachlose oder von Ausgrenzung auf dem Wohnungsmarkt Betroffene”

—  Personen, die in ldndlichen Gebieten leben™!

Eine Datenerhebung ist nur notwendig sofern zutreffend und relevant.

Die Werte fiir die unter Nummer1.2 aufgefiihrten Indikatoren kdnnen auf der Grundlage

fundierter Schitzungen der Begiinstigten ermittelt werden.

1 Dieser Indikator betrifft nicht die ESF+-Unterstiitzung, die zu dem in Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe | genannten spezifischen Ziel beitrégt.
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Fiir die unter Nummer 1.2 aufgefiihrten Indikatoren konnen die Mitgliedstaaten nationale
Begriffsbestimmungen anwenden, aul3er fiir die folgenden Indikatoren:

"Drittstaatsangehorige" und "Teilnehmer aus ldndlichen Gebieten®.
2. Gemeinsame Outputindikatoren fiir Einrichtungen:
Gemeinsame Outputindikatoren fiir Einrichtungen sind:

—  Zahl der unterstiitzten 6ffentlichen Verwaltungen oder 6ffentlichen Dienste auf

nationaler, regionaler oder lokaler Ebene

— Zahl der unterstiitzten Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren
Unternehmen (einschlieBlich genossenschaftlicher Unternehmen und sozialen

Unternehmen).

Werden fiir die Datenerhebung Register oder vergleichbare Quellen herangezogen, konnen

die Mitgliedstaaten nationale Begriffsbestimmungen verwenden.
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3. Gemeinsame Indikatoren fiir unmittelbare Ergebnisse betreffend die Teilnehmer
Gemeinsame Indikatoren fiir unmittelbare Ergebnisse betreffend die Teilnehmer sind:
- Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme auf Arbeitsuche sind”

— Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme eine schulische/berufliche Bildung

absolvieren”
— Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme eine Qualifizierung erlangen”

- Teilnehmer, die nach ihrer Teilnahme einen Arbeitsplatz haben, einschlieBlich

Selbststindige”

Die unter dieser Nummer angefiihrten Indikatoren betreffen nicht die ESF+-Unterstiitzung,

die zu dem in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe | genannten spezifischen Ziel beitrégt.

Werden fiir die Datenerhebung Register oder vergleichbare Quellen herangezogen, konnen

die Mitgliedstaaten nationale Begriffsbestimmungen verwenden.
4. Gemeinsame Indikatoren fiir ldngerfristige Ergebnisse betreffend die Teilnehmer
Gemeinsame Indikatoren fiir l1angerfristige Ergebnisse betreffend die Teilnehmer sind:

- Teilnehmer, die innerhalb von sechs Monaten nach ihrer Teilnahme einen

Arbeitsplatz haben, einschlieBlich Selbststindige”

- Teilnehmer, deren Situation auf dem Arbeitsmarkt sich innerhalb von sechs

Monaten nach ihrer Teilnahme verbessert hat”
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Die unter dieser Nummer angefiihrten Indikatoren betreffen nicht die ESF+-Unterstiitzung,

die zu dem in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe 1 genannten spezifischen Ziel beitragt.

Werden fiir die Datenerhebung Register oder vergleichbare Quellen herangezogen, konnen

die Mitgliedstaaten nationale Begriffsbestimmungen verwenden.

Gemeinsame Indikatoren fiir langerfristige Ergebnisse fiir die Teilnehmer werden gemaf
Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/...* bis zum 31. Januar 2026 und in dem
abschlieBenden Leistungsbericht nach Artikel 43 der genannten Verordnung gemeldet.

Als Mindestanforderung gilt Folgendes: Gemeinsame Indikatoren fiir ldngerfristige
Ergebnisse betreffend Teilnehmer stiitzen sich auf eine reprasentative Stichprobe von
Teilnehmern fiir jedes der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a bis k genannten spezifischen
Ziele. Die interne Validitét der Stichprobe wird so sichergestellt, dass die Daten auf Ebene

des spezifischen Ziels verallgemeinert werden kdnnen.

B

Bei den gemeldeten Daten handelt es sich um personenbezogene Daten geméif Artikel 4
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679.

Die gemeldeten Daten enthalten eine besondere Kategorie personenbezogener Daten
gemal Artikel 9 der Verordnung (EU) 2016/679.

+

ABI.: Bitte im Text die Nummer der im Dokument ST 6674/21 (2018/0196(COD))
enthaltenen Verordnung einfiigen.
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ANHANG I

GEMEINSAME INDIKATOREN FUR ESF+-MASSNAHMEN IM EINKLANG
MIT ARTIKEL 7 ABSATZ 5 UNTERABSATZ 1 ZUR FORDERUNG
DER SOZIALEN INKLUSION DER AM STARKSTEN BENACHTEILIGTEN PERSONEN
IM RAHMEN DES IN ARTIKEL 4 ABSATZ 1 BUCHSTABE L
GENANNTEN SPEZIFISCHEN ZIELS

Personenbezogene Daten sind nach Geschlecht aufzuschliisseln (Frauen, Méanner, nicht-binére

Menschen?).
1. Gemeinsame Outputindikatoren betreffend auf Menschen ausgerichtete Vorhaben
1.1. Gemeinsame Outputindikatoren fiir Teilnehmer sind:
— Gesamtzahl der Teilnehmer
— Zahl der Kinder unter 18 Jahren®
— Zahl der jungen Menschen im Alter von 18 bis 29 Jahren®
—  Zahl der Teilnehmer ab 65 Jahren"

Die Werte zu den unter Nummer 1.1 aufgefiihrten Indikatoren kénnen auf der

Grundlage fundierter Schitzungen der Begiinstigten ermittelt werden.

1 Entsprechend dem nationalen Recht.
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1.2. Sonstige gemeinsame Outputindikatoren sind:
— Teilnehmer mit Behinderungen™
— Drittstaatsangehorige”

— Teilnehmer auslindischer Herkunft”, Angehérige von Minderheiten

(u. a. marginalisierte Gemeinschaften, wie etwa die Roma)™
— Obdachlose oder von Ausgrenzung auf dem Wohnungsmarkt Betroffene”
Eine Datenerhebung ist nur notwendig sofern zutreffend und relevant.

Die Werte fiir die unter Nummer 1.2 aufgefiihrten Indikatoren konnen auf der

Grundlage fundierter Schatzungen der Begiinstigten ermittelt werden.

Bei den gemeldeten Daten handelt es sich um personenbezogene Daten gemif3 Artikel 4
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679.

Die gemeldeten Daten enthalten eine besondere Kategorie personenbezogener Daten
gemif Artikel 9 der Verordnung (EU) 2016/679.

*k
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ANHANG 1T

GEMEINSAME INDIKATOREN FUR DIE ESF+-UNTERSTUTZUNG
ZUR BEKAMPFUNG MATERIELLER DEPRIVATION

l. Outputindikatoren
1.1. Gesamtgeldwert der abgegebenen Nahrungsmittel und Giiter:

1.1.1 Gesamtwert der Nahrungsmittelhilfe!
1.1.1.1.  Gesamtgeldwert der Nahrungsmittel fiir Obdachlose
1.1.1.2.  Gesamtgeldwert der Nahrungsmittel fiir andere Zielgruppen

1.1.2. Gesamtwert der abgegebenen Giiter?
1.1.2.1. Gesamtgeldwert der Giiter fiir Kinder
1.1.2.2.  Gesamtgeldwert der Giiter fiir Obdachlose

1.1.2.3.  Gesamtgeldwert der Giter fiir andere Zielgruppen

1 Diese Indikatoren gelten nicht fiir die Nahrungsmittelhilfe, die indirekt iiber Gutscheine oder
Karten geleistet wird.
2 Diese Indikatoren gelten nicht fiir die Giiter, die indirekt iiber Gutscheine oder Karten

bereitgestellt werden.
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1.2.

Gesamtmenge der abgegebenen Nahrungsmittel (in Tonnen)!

1.2.1. Anteil der Nahrungsmittel, fiir die nur Transport, Verteilung und

Lagerung aus dem Programm gezahlt wurden (in %)

1.2.2. Anteil der durch den ESF+ kofinanzierten Nahrungsmittel an der
Gesamtmenge der an die Begiinstigten abgegebenen Nahrungsmittel

(in %)

Die Werte zu den unter den Nummern 1.2.1 und 1.2.2 aufgefiihrten Indikatoren

werden auf der Grundlage fundierter Schdtzungen der Begiinstigten ermittelt.

2. Gemeinsame Ergebnisindikatoren

2.1.

Zahl der Endempfanger von Nahrungsmittelhilfe

— Zahl der Kinder unter 18 Jahren

— Zahl der jungen Menschen im Alter von 18 bis 29 Jahren
— Zahl der Frauen

— Zahl der liber 65-jdahrigen Endempfinger

Karten geleistet wird.

Diese Indikatoren gelten nicht fiir die Nahrungsmittelhilfe, die indirekt iiber Gutscheine oder
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2.2.

— Zahl der Endempfinger mit Behinderungen®
— Zahl der Drittstaatsangehdrigen”

— Zahl der Endempfanger ausldndischer Herkunft und der Endempfinger, die
Minderheiten angehdren (u. a. marginalisierte Gemeinschaften, wie etwa die

Roma)"

—  Zahl der obdachlosen Endempfanger oder der von Ausgrenzung auf dem

Wohnungsmarkt betroffenen Endempfénger”
Zahl der Endempfénger von materieller Unterstiitzung
— Zahl der Kinder unter 18 Jahren
— Zahl der jungen Menschen im Alter von 18 bis 29 Jahren
— Zahl der Frauen
— Zahl der iiber 65-jdhrigen Endempfanger
— Zahl der Endempfinger mit Behinderungen®

— Zahl der Drittstaatsangehdrigen”
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—  Zahl der Endempféanger ausldandischer Herkunft und der Endempfénger, die
Minderheiten angehdren (u. a. marginalisierte Gemeinschaften, wie etwa die

Roma)"

— Zahl der obdachlosen Endempfinger oder der von Ausgrenzung auf dem

Wohnungsmarkt betroffenen Endempfinger”

2.3. Zahl der Endempfinger, die Gutscheine oder Karten erhalten

— Zahl der Kinder unter 18 Jahren

— Zahl der jungen Menschen im Alter von 18 bis 29 Jahren

— Zahl der liber 65-jdahrigen Endempfianger

— Zahl der Frauen

— Zahl der Endempfinger mit Behinderungen®
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— Zahl der Drittstaatsangehdrigen”

— Zahl der Endempfénger ausldandischer Herkunft und der Endempfénger, die
Minderheiten angehdren (u. a. marginalisierte Gemeinschaften, wie etwa die

Roma)"

—  Zahl der obdachlosen Endempfanger oder der von Ausgrenzung auf dem

Wohnungsmarkt betroffenen Endempfinger”

Die Werte zu den unter Nummer 2 aufgefiihrten Indikatoren werden auf der Grundlage

fundierter Schiatzungen der Begiinstigten ermittelt.

Nationale Begriffsbestimmungen kdnnen verwendet werden.
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ANHANG IV
INDIKATOREN FUR DIE EASI-KOMPONENTE

Indikatoren fiir die EaSI-Komponente

Zahl der analytischen Tétigkeiten

- Zahl der Tatigkeiten im Bereich des Informationsaustauschs und des Lernens voneinander
— Zahl der sozialen Erprobungen

— Zahl der MaBinahmen fiir den Kapazititsaufbau und die Vernetzung

— Zahl der Stellenvermittlungen im Rahmen der gezielten Mobilitétsprogramme

Fiir den Indikator "Anzahl der Stellenvermittlungen im Rahmen gezielter MobilitdtsmaBBnahmen"

werden die Daten nur alle zwei Jahre erhoben.
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